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schlecht gemacht
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Mancher Zahlungsnotstand 
lässt sich vermeiden
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lichtenhAgen-PogroM

Mordversuche mit catering

schlecht gemacht
Giffeys Schlüsselprojekt „Bündnis“
    steht vor dem Scheitern
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MieterMagazin online lesen
Wenn Sie künftig zu den online-Lesern 
des MieterMagazins gehören wollen, 
dann registrieren Sie sich bitte unter 

www.berliner-mieterverein.de/mein-bmv

Mitglieder werben Mitglieder

Machen Sie den Berliner 
Mieterverein noch stärker! 

Überzeugen Sie Ihre Freunde, Bekannten, Arbeits-
kollegen oder Nachbarn von den Vorteilen einer 

Mitgliedschaft im Berliner Mieterverein: Sie haben 
Anspruch auf Beratung und Unterstützung in allen 

wohnungs- und mietrechtlichen Fragen. Der Berliner 
Mieterverein setzt berechtigte Mieter ansprüche gegen-
über Vermietern durch. Überprüfungen der Ansprüche 
und ausführliche Rechtsberatung sind für Mitglieder 

des Berliner Mietervereins kostenlos.

Für jedes neugeworbene Mitglied erhält der Werber 
15,- Euro auf seinem Mitgliedskonto gutgeschrieben. 
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Komplett aktualisiert

Seit Jahrzehnten ist das Mieterlexikon des Deutschen 
Mieterbundes das zuverlässige, umfassende und immer 
aktuelle Nachschlagewerk für Fachleute und Laien.  

Eine Reihe neuer gesetzlicher Bestimmungen und zahlreiche 
neue Grundsatzentscheidungen des Bundesgerichtshofs so  -
wie unzählige Urteile der Amts- und Landgerichte haben das 
Mietrecht in Deutschland seit der letzten Auflage des Mieter  -
lexikons spürbar verändert. Mieter – aber auch Vermieter – 
müssen hinsichtlich ihrer Rechte und Pflichten in vielen Punk-
ten umdenken. Das Mieterlexikon 2022/2023 bringt sie auf 
den neuesten Stand.

Das Mieterlexikon ist für 16 Euro zzgl. Versandkosten 
 erhältlich über den Online-Shop des DMB-Verlages  
https://shop.mieterbund.de/buecher/

Viel Wissen ... 
 für wenig Geld

https://www.bund.net/
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Energiekrise, Wohnungsbündnis, Neubau 
– an Themen mangelte es der  diesjährigen 

 BMV-Delegiertenversammlung 
nicht. Für den langjährigen BMV-Ge-

schäftsführer Reiner Wild war es die 
l etzte, bevor er sich Ende August in den 
Ruhestand  verabschiedete

21

Holpriger Start bei der Expertenkom-
mission zur Vergesellschaftung 
großer Immobilienunternehmen: 
Über die Fragestellung, mit der sie sich be-
schäftigen soll, herrschte Uneinigkeit

23

Von Berlins Regierender Bürgermeisterin 
 Franziska Giffey als großer Wurf in der  Lösung 
wohnungspolitischer Probleme Berlins angekün-

digt, endete das „Wohnungsbündnis“ 
mit vagen Absichts erklärungen 

und dem Rückzug diverser Teilnehmer

16



Die unter „Leserbriefe“ abgedruck-
ten Beiträge sind Meinungsäuße-
rungen von Leserinnen und Lesern 
zu Berichten im MieterMagazin 
und geben nicht die Meinung der 
Redaktion wieder.

Betr.: MieterMagazin 7+8/2022, 
Seite 8, Jens Sethmann: „Konferenz 
zu ‚Deutsche Wohnen & Co enteig­
nen‘ – Volksentscheid löst interna­
tionales Echo aus“

Ärgerliche Darstellung

Im aktuellen MieterMagazin spre-
chen Sie auf Seite 8 von einer 60-
prozentigen Zustimmung der Ber-
linerinnen und Berliner zum Volks-
entscheid „Deutsche Wohnen 
& Co enteignen“. Als ehemalige 
Con trollerin bin ich über diese Dar-
stellung sehr verärgert und fühle 
mich manipuliert. Es haben nicht 60 
Prozent der Berlinerinen und Berli-
ner, sondern 60 Prozent der Wäh-
lerinnen und Wähler zugestimmt, 
was ein deutlicher Unterschied ist. 
Ihre Darstellung ist leider geeignet, 
Ihre Glaubwürdigkeit auch in ande-
ren Themenbereichen zumindest 
in Zweifel zu ziehen, was ich sehr 
bedaure. Ist man von der politischen 
Seite ja bereits einiges gewöhnt, so 
hatte ich doch gehofft, zumindest 
von Seiten des Berliner Mieterver-
eins korrekt informiert zu werden.
K. Müller per E­Mail
4

MieterMagazin­Leserin Müller hat 
recht: Es haben nicht 60 Prozent der 
Berlinerinnen und Berliner, sondern 
60 Prozent der an der Wahl Teilneh­
menden der Frage nach der Enteig­
nung großer profitorientierter Woh­
nungsunternehmen zugestimmt. 
Wir bitten diese Ungenauigkeit zu 
entschuldigen. Manipulative Ab­
sichten liegen dem Autor dieses 
Textes indes fern.
Die Redaktion

Betr.: MieterMagazin 6/2022, Sei­
te 25, Rosemarie Mieder: „Gerichts­
urteile zur Tierhaltung – Mit Hund 
und Katze unter einem Dach“

Beschränkte Liebe

Auf 35 Quadratmetern lebt ein Mann 
mit Schwein! Kleintiere und Vögel 
dürfen in Wohnungen gehalten wer-
den, sollten es aber nicht, wenn die 
Menschen an das Wohl der Tiere 
denken, und weniger ihren eigenen 
diversen Bedürfnissen nachgeben 
würden.
Es hat nichts mit der Tierliebe zu tun, 
die solche Menschen gern für sich 
in Anspruch nehmen. Diese „Liebe“ 
beschränkt sich meist nur auf ihr 
Besitz- und Benutztier,  andernfalls 
würden sie zum Beispiel auch keine 
Tiere essen, die für ihre Teller ge-
züchtet, gequält und getötet wur-
den. Bei Hunden kommt hinzu, dass 
sie die einzigen „Haus“tiere sind, 
für die ihre Besitzer aggressiv noch 
mehr Auslaufgebiete im öffentlichen 
Raum fordern, was dem Rest der Ge-
sellschaft nicht gefallen kann. 
Frau Markl-Vieto hatte Recht, als 
sie in etwa sagte: Erst gründlich 
nachdenken und an die Folgen den-
ken, bevor man sich Tiere anschafft 
... besonders in unseren heißen 
Zeiten.
K. Berger per E­Mail

Betr.: MieterMagazin 7+8/2022, 
Seite 10, Jens Sethmann: „Lobby­
ismus – Enorme Schieflage“

Zwietracht geschürt?

Ja, auch die Gegenseite (Vermieter) 
liest Ihr Magazin. Leider stößt es 
mir ganz böse auf, wenn ich solche 
Zeilen finde: „Die Vermieterseite ist 
also personell mehr als zehnfach, 
finanziell sogar 80-fach überlegen. 
Allein der Wohnungskonzern Vono-
via kann neunmal soviel Geld für 
Lobbyarbeit aufwenden wie der 
DMB.“ 
Die „Vermieterseite“ besteht nicht 
nur aus Wohnungsbaukonzernen, 
meiner Einschätzung nach sogar 
mehr aus privaten Vermietern. Hier 
werden aber alle Vermieter pauschal 
als „böse“ über einen Kamm ge-
schoren. So schürt man Zwietracht. 
Ich bitte doch um Anpassung Ihrer 
Ausdrucksformen.
Fra Fin per E­Mail
IMPRESSUM
Herausgeber und Verlag: Berliner Mieterverein e.V., Landesverband  Berlin 
im Deutschen Mieterbund, Spichernstr. 1, 10777 Berlin, S 030/226 26 0, 
Telefax 030/22626 - 161, www.berliner-mieterverein.de, E-Mail: @ber li ner-
mieterverein.de · Konto für Beitragszahlungen: bitte die Kontenan ga  ben 
unserer Überweisungsträger nutzen · Bankverbindung für  sonstige Zah lun-
gen: IBAN: DE21 1004 0000 0771 9008 00 (keine   Beitragszahlun gen) 
BIC: COBADEFFXXX (für Zahlungen aus dem Ausland) · 70. Jahrgang 2022 
Geschäftsführender Redakteur: Hermann Behlau · Chefredakteur: Udo 
Hil  den   stab (v.i.S.d.P.) · Redaktion: Sebastian Bartels,  Frank  Maciejewski, 
Wibke Werner · Mitarbeiter: Katharina Buri,  Bir git Leiß,   Ro se      marie  Mie    der, 
Jens  Seth  mann ·  Titelfoto: Christian  Muhr   beck · Foto  gra    fen/ Bild   agen   tu-
ren: Julia Gandras, Sabine Mitter meier,  Chris tian  Muhr   beck,  pic   ture  alliance, 
Nils  Rich  ter  · Layout:  Kers ten  Urbanke ·  Anzei gen:  Her    mann   Beh    lau 
 (ver     ant    wortlich) ·  An zei    gen     ver kauf:  scala  media  Ver  lags       service GmbH, 
Wilhelmine-Gem  berg-Weg 11, 10179  Berlin, S  211 00 95,  Fax 211 00 99, 
 E-Mail: scalamedia@ arcor.de ·  Zur zeit gilt An zei gen preis  liste 9 vom 1.1.2021 · 
Satz: ComPress Media  Ser   vices GmbH, Berlin · Druck: Sattler Media Press 
GmbH, Hornburg
Das MieterMagazin ist das offizielle Organ des Berliner Mieterverein e.V. 
und erscheint mit zehn Ausgaben jährlich, wovon zwei Hefte Doppelnum-
mern sind. Abonnement: 20 Euro pro Jahr, Vorabüberweisung auf obiges 
Konto des Berliner Mietervereins. Für unverlangt eingesandte  Manuskripte 
wird keine Haftung übernommen. Namentlich gekennzeichnete Artikel 
stel  len nicht unbedingt die Meinung der Redaktion dar. Nachdrucke nur 
nach Rücksprache mit der Redaktion. ISSN 0723-3418
Einsender dieses Fotos 
ist Stefan May.

Augenblicke
Ob ein Bild zum Nach­
denken, ein Motiv mit 
Witz oder ein Foto aus 
ungewöhnlicher Per­
spektive: Schicken Sie 
dem MieterMagazin 
Ihre Momentaufnahme 
rund um das Thema 
Wohnen – die Redak­
tion honoriert den 
 Abdruck mit 40 Euro.
MieterMagazin 9/2022

mailto:scalamedia@arcor.de


Mieter
rb
er

at
un

g Unsere Beratungsangebote: Wir sind für Sie da! 
Die aktuellen Hygienemaßnahmen:
L Es gilt weiterhin die FFP 2-Maskenpflicht als Basisschutz 
L Nutzen Sie auch unsere umfassende Beratung am Telefon
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Liebe Ratsuchende, liebe Mitglieder,

in unseren Geschäftsräumen halten wir zurzeit an der 
Plicht zum Tragen einer FFP 2-Maske als Basisschutz 
fest. Ein kompetentes Beratungsgespräch führt zu deut-
lich längeren Kontakten als etwa der Gang durch einen 
Supermarkt. Hinzu kommt: Unsere Beratungszimmer 
sind teilweise klein; während der Beratung kann zudem 
nicht immer ausreichend gelüftet werden. Als zusätzli-
ches sicheres Beratungsangebot empfehlen wir Ihnen un-
sere kontaktlose und umfassende Beratung per Telefon.

Persönliche Rechtsberatung in unseren 
Beratungszentren und in der Geschäftsstelle – 
mit Hygieneschutz und Terminvereinbarung

L Bitte vereinbaren Sie Ihren Termin über unser 
Servicetelefon S 030-226 260. Eine Beratung 
ohne Terminvereinbarung ist nicht möglich.
L Es gilt die Pflicht zum Tragen einer FFP 2-Maske.
L Bitte bleiben Sie auch bei leichten Krankheitssymp-
tomen wie Husten und Fieber oder bei einer positiven 
Testung zu Hause und nutzen Sie die  telefonische 
Rechtsberatung.
L Im Beratungszentrum Frankfurter Allee kann nur  ei-
ne einzelne Person pro Termin beraten werden, es sei 
denn, Sie benötigen einen Dolmetscher/eine Assistenz, 
dann ist eine Begleitung auch dort möglich.

Telefonische Rechtsberatung – 
kontaktfrei und bequem

L Bitte vereinbaren Sie einen Termin über unser 
Servicetelefon S 030-226 260. 
L Sie werden dann zur vereinbarten Zeit von unseren 
 be ratenden Anwältinnen und Anwälten angerufen und 
können Ihre Angelegenheit ausführlich besprechen.
L Für diese ausführliche Telefonberatung senden Sie uns 
bitte Ihre Unterlagen bis spätestens zwei Tage vor der 
gazin 9/2022
 Beratung per E-Mail (an: unterlagen@berliner-mieter verein.de). 
Bitte geben Sie im Betreff Ihren Nachnamen und Ihre Mit-
gliedsnummer an und nutzen Sie bei Anhängen die drei 
gängigen Formate PDF, Office-Dokumente und JPEG.

Weitere Beratungsstellen

Viele unserer „kleinen“ Beratungsstellen sind wieder ge-
öffnet. Nur hier ist aufgrund der geringeren Besucher-
zahlen auch eine Beratung ohne vorherige Terminverein-
barung möglich. Bitte tragen Sie eine FFP 2-Maske. 

Da wir nur Mitnutzer der Räume sind, können wir nicht 
ausschließen, dass von einigen Trägern der Einrichtungen 
noch 3 G-Nachweise gefordert werden.

Telefonische Kurzberatung 
ohne Terminvereinbarung 

Die telefonische Kurzberatung steht Ihnen zur Verfü-
gung: montags bis freitags von 13 bis 16 Uhr sowie 
montags und donnerstags von 17 bis 20 Uhr unter 
S 030-226 26-152.

Es ist allerdings keine Einsicht in Unterlagen möglich. 
Falls dies erforderlich ist, vereinbaren Sie bitte einen 
 Termin für die ausführliche Telefonberatung.

E-Mail-Beratung/schriftliche Anfragen 

Ihre E-Mail-Anfrage bitte an unterlagen@berliner-mieter 
verein.de oder Ihren Brief an den Berliner Mieterverein, 
Spichernstraße 1, 10777 Berlin.

Mitglied werden
Bitte nutzen Sie unsere Beitrittsformulare unter 
www.berliner-mieterverein.de/beitreten.htm . 
Für Rückfragen  stehen wir Ihnen unter Service-
 telefon S 030-226 260  gerne zur Verfügung.
G
ut
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 Berliner Mieterverein auch bei  Facebook 
 https://www.facebook.com/BerlinerMieterverein/
Neueröffnung in Neukölln 
Ab sofort beraten wir Sie gerne im neuen Beratungs zentrum 
Hermannplatz. Sie finden uns in einem Laden lokal in der 
 Hobrechtstraße 28 (zwischen Lenau- und  Pflügerstraße). 
Verkehrsanbindung: u Hermannplatz mit 600 m Fußweg, 
u Schönleinstraße mit 350 m Fußweg. Das neue Beratungs-
zentrum ersetzt unser Beratungszen trum Südstern, das wir 
 leider schließen mussten. Bitte vereinbaren Sie Ihren 
Beratungstermin über unser Servicetelefon S 030-226 260.

Ab September 2022 ist auch die Beratungsstelle im Evangeli-
schen Gemeindehaus in der Friedenstraße 20 am U-Bahnhof 
 Alt-Mariendorf wieder für Sie geöffnet. Die Beratung findet 
 montags von 17 bis 19 Uhr statt. 
Änderung Ihrer persönlichen Daten

Ihre Anschrift, Ihre Kontoverbindung oder Ihr Nach-
name   hat sich geändert? Aktuell können Sie Ihre 
Daten wegen Anpassungsarbeiten nicht online un-
ter www.berliner-mieterverein.de/mein-bmv mittei-
len. Nutzen Sie bitte stattdessen die Mail-Anschrift 
buchhaltung@berliner-mieterverein.de. Vielen Dank.
MieterMagazin online lesen
Wenn Sie künftig zu den Online-Nutzern des 
Mieter Maga zins gehören wollen, dann melden Sie 
sich an unter buchhaltung@berliner-mieterverein.de
5
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dt der versteckten Gelder

das kapital steckt in 

Berliner Immobilien, 

der Firmensitz ist in 

einer der Steueroasen
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Sehr mühsam ist die Suche nach 
Immobilien, die Personen auf der 
Russland-Sanktionsliste gehören. 
In Berlin konzentriert sich beson-
ders viel verstecktes Immobilien-
vermögen.

Die Sanktionen gegen staatsnahe 
russische Personen und Firmen ha-
ben auf dem Berliner Immobilien-
markt erst in einem Fall gegriffen: 
Die Finanzbehörden stoppten den 
Verkauf einer Immobilie und froren 
etwaige Mieteinnahmen ein. De-
tails werden nicht mitgeteilt. Auch 
die anderen Bundesländer können 
kaum Erfolge vorweisen, wie  eine 
Recherche des Rundfunks Berlin-
Brandenburg und dreier weiterer 
ARD-Anstalten ergab. 
1158 Personen und 98 Unternehmen 
stehen auf der Sanktionsliste. In Ber-
lin gibt es durchaus nennenswerten 
russischen Grundbesitz: Dem Gutach-
terausschuss zufolge haben russische 
Bürgerinnen und Bürger zwischen 
2004 und 2021 über 456 Millionen 

RuSSland-SanktIonen

Berlin ist die Hauptsta
6

das Zweckentfrem-

dungsgesetz gilt 

auch für apartments, 

die vor seiner 

einführung schon an 

touristen vermietet 

worden sind
Euro für den Kauf von Berliner Im-
mobilien ausgegeben.
Doch die aktuellen Besitzverhältnisse 
sind im Einzelnen oft kaum zu ermit-
teln. Um die eigentlichen Eigentümer 
zu verschleiern, werden im Grund-
buch häufig verschachtelte Unter-
nehmen eingetragen, deren Spuren 
zu anonymen Briefkastenfirmen auf 
Karibikinseln führen.
Berlin ist hier besonders betroffen. 
Eine Auswertung von Daten der 
Auskunftei Creditreform ergab, dass 
es bundesweit 774 Immobilienun-
ternehmen gibt, welche zu Firmen 
gehören, die in den Steueroasen 
Zypern, auf den Jungfern-, Cayman- 
und Marshall-Inseln ansässig sind. 
Von diesen Unternehmen haben 618, 
also vier von fünf, ihren Sitz in Ber-
lin. An den vier genannten Orten ist 
es besonders einfach, sich und sein 
Geld zu verstecken. Daneben gibt es 
viele weitere Steuerparadiese.
Die Bundesregierung will mit einem 
Sanktionsdurchsetzungsgesetz II die 
Lücken schließen und eine neue Or-
tZ

z für Ferie
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ganisation aufbauen, die nicht nur 
Eigentumsverhältnisse aufspüren, 
sondern auch Geldwäsche bekämp-
fen soll. 
Jens Sethmann
nwohnungen
das Bundesverfassungsgericht 
hat sich unlängst mit dem Berliner 
Zweckentfremdungsgesetz befasst. 
Zwar äußerten sich die karlsruher 
Richter nicht zur Frage, ob das Ge-
setz verfassungskonform ist. den-
noch ist der Beschluss ein wichtiger 
Schritt zur eindämmung der Ferien-
wohnungen. 

ZweckentFRemdunGSGeSe

kein Bestandsschut
Das Oberverwaltungsgericht (OVG) 
Berlin-Brandenburg hatte sich an 
das Bundesverfassungsgericht 
(BVerfG) gewandt, weil es das Ber-
liner Zweckentfremdungsgesetz in 
Teilen für verfassungswidrig hält. Es 
geht um die Klagen mehrerer Eigen-
tümer, die schon vor Inkrafttreten des 
Gesetzes 2014 Ferienapartments 
vermietet hatten und nun auf Be-
standsschutz pochen. Das OVG sah 
in dem gesetzlichen Verbot einen 
möglichen Verstoß gegen die Be-
rufsfreiheit sowie die Eigentumsga-
rantie. 
Doch das Bundesverfassungsgericht 
befand die OVG-Vorlage für unzu-
lässig. Das Gericht habe seine Über-
zeugung von der Verfassungswid-
rigkeit nicht ausreichend begründet 
(BVerfG vom 29. April 2022 – 1 BvL 
2/17). So sei nicht dargelegt worden, 
ob die betreffenden Ferienwohnun-
gen überhaupt bauplanungsrechtlich 
genehmigungsfähig gewesen wären. 
Daher dürfe daraus kein Bestands- 
oder Vertrauensschutz erwachsen, 
so die Verfassungsrichter. 
Allein im Bezirk Mitte, wo es Schät-
zungen zufolge 10 000 Ferienapart-
ments gibt, ruhen derzeit 1200 
sol cher Altfälle. Plattformen wie 
Airbnb hatten stets auf die „wahr-
scheinliche“ Verfassungswidrigkeit 
des Verbots hingewiesen. „Für diese 
Fälle hoffen wir nun, dass die Wei-
ternutzung von Wohnraum als Fe-
rienwohnung künftig verboten wer-
den kann“, erklärte der Bezirksbür-
germeister Stephan von Dassel 
(Grüne). 
Birgit Leiß
MieterMagazin 9/2022



Studierende sind wie 

alle Geringverdiener 

von steigenden mie-

ten, energie kosten 

und Inflation beson-

ders betroffen – eine 

kürzliche BaFöG-

erhöhung brachte 

keine erleichterungFo
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Studierende bekommen ab dem 
kommenden wintersemester mehr 
ausbildungsförderung. die aber hält 
in vielen uni-Städten nicht mit den 
steigenden mieten mit. In Berlin 
müssen Bezieher mehr als die Hälf-
te des BaföGs fürs wohnen hinle-
gen. In münchen bleibt so gut wie 
nichts mehr übrig.

Die im Sommer beschlossene BAföG-
Reform bringt Studierenden künf-
tig zwar deutlich mehr Geld, aber 
dennoch muss vor allem in den an-
gesagten Universitätsstädten über 
die Hälfte des BAföGs für die Mie-
te ausgegeben werden. Der Wohn-
kostenzuschlag von 360 Euro sum-
miert sich künftig zusammen mit 
dem Grundbedarfssatz auf ma-
xi mal 934 Euro – eine Steigerung 
von mehr als acht Prozent, die der-
zeit aber allein von der Inflation auf-
gefressen werden. Einer aktuellen 
Analyse des Immobilienportals Im-
mowelt zufolge reicht die Wohnkos-
tenpauschale allein in 31 von 68 un-
tersuchten Hochschulstädten nicht 
für die Kaltmiete einer  typischen 
Studentenwohnung mit ein bis zwei 
Zimmern und einer Größe von 40 
Quadratmetern. Im hochpreisigen 
Berlin beispielsweise beträgt die 
Kaltmiete im Mittel 500 Euro. Hier-

BaFöG

die Hälfte 
für die wohnung
für müssen Studierende 58 Prozent 
der staatlichen Unterstützung aus-
geben. 
Teuer wird es auch, in Frankfurt am 
Main zu studieren  (durchschnittlich 
560 Euro Kaltmiete) und in Köln 
(durchschnittlich 490 Euro Kaltmie-
MieterMagazin 9/2022
te). Das wenigste Geld bleibt den 
Studierenden aber in München: In 
der Stadt an der Isar kostet eine 40 
Quadratmeter große Wohnung im 
Mittel 780 Euro und verschlingt da-
mit 84 Prozent des neuen Höchst-
satzes. Wer sich dagegen entschließt, 
in Dresden, Leipzig (Durchschnitts-
kaltmieten 270 Euro) oder  Chemnitz 
(durchschnittlich 190 Euro) zu studie-
ren, behält deutlich mehr Geld fürs 
übrige Leben. Nicht  eingepreist sind 
hier  allerdings die steigenden Ener-
gie- und Heizkosten. Alle, die BAföG 
beziehen und außerhalb des Eltern-
hauses studieren und wohnen, be-
kommen einen Heizkostenzuschuss 
in Höhe von 230 Euro. Ob das für 
die angekündigten Steigerungen im 
kommenden Herbst und Winter aus-
reicht, darf an ge zweifelt werden. 
Rosemarie Mieder
Tag des offenen 

Denkmals 2022
Samstag, den 10. 
und Sonntag, den 

11. September 
Hotline 030-44 73 75 06 
(nur 9. bis 11. September 

von 10 bis 13 Uhr) 
Programm unter 

https://denkmal
tag.berlin.de

Fast alle Veranstaltungen 
sind kostenlos. Teilweise 

ist eine Anmeldung 
erforderlich.

Veranstaltungstipp 
ausflug zum wilmersdorfer taj mahal 
In seiner 30. Ausgabe begibt sich der Tag des offenen Denkmals 
auf detektivische Spurensuche. „KulturSpur. Ein Fall für den 
Denkmalschutz“ lautet das diesjährige Motto. Historische Nar-
ben, Ergänzungen und Weiterentwicklungen erzählen viel über 
ein Bauwerk und seine Bewohner, schreibt die Deutsche Stiftung 
Denkmalschutz, die den Aktionstag – eigentlich ein Wochenende 
– bundesweit koordiniert. Neben Touren und Führungen zu den 
altbekannten denkmalgeschützen Siedlungen wie dem Corbu-
sier-Haus, der Hufeisensiedlung oder der Autobahnüberbauung 
Schlangenbader Straße laden auch versteckte Juwele zur Besich-
tigung ein, etwa die für Geringverdiener erbaute Waldsiedlung 
Karlshorst. Das Programm greift in diesem Jahr zudem  aktuelle 
Debatten auf, etwa die umstrittene Umgestaltung des Hermann-
platzes. Einem „Denkmal als Beute“ widmet sich die Tour zum 
WOGA-Komplex am Lehniner Platz, dem einzigen städtebauli-
chen Werk von Erich Mendelsohn. Ein Investor will die denkmal-
geschützten Tennisplätze im Innern des Blocks mit Luxuswoh-
nungen bebauen. Dagegen kämpft eine Initiative. Einen Einblick 
in die unterschiedlichen Wohnbedingungen im Vorder- und Hin-
terhaus bietet die Ausstellung „Zimmermeister Brunzel baut ein 
Mietshaus“. Ergänzend thematisiert sie Aspekte der Zuwande-
rung sowie die Bebauung und Besiedelung des Helmholtzplat-
zes um 1900. Insgesamt öffnen über 300 Denkmale in allen Be-
zirken ihre Pforten, darunter Friedhöfe, Kinos, Atelierwohnungen 
und eine Moschee im Stile des Taj Mahal in Wilmersdorf.  bl
7
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Die Mitglieder eines Bürgergremi-
ums brachten ihre Vorstellungen zu 
den Klimaschutzplänen der Haupt-
stadt ein – eine Liste von 47 Ein-
zelpunkten, die Berlin lebens- und 
umweltfreundlicher machen sollen.

Der Ausbau des öffentlichen Nah­
verkehrs, kein Weiterbau der Auto­
bahn A100, dafür autofreie  Tage 
und höhere Parkgebühren gehö­
ren zu den Empfehlungen, die der 

„Klimabürger:innenrat“ Ende  Juni 
nach mehrmonatigen Beratungen 
an Bettina Jarrasch, Berlins Senato­
rin für Umwelt, Mobilität und Ver­

KLiMascHutz

Bürgergremium benen
8

Verbraucherverbände 

gehen davon aus, 

dass arme Haushalte 

nicht in der Lage 

sind, die Gasumlage 

zu bezahlen
braucher­ und Klimaschutz  übergab. 
Zum Rat gehörten 100 zufällig aus­
gewählte Berlinerinnen und  Berliner 
– 97 Prozent von ihnen haben den 
Vorschlägen zugestimmt. Sie betra­
fen die Bereiche Mobilität, Gebäude 
und Energie. Die Themen Konsum 
und Grünflächen hatte das Gremium 
selbst zusätzlich auf die Liste gesetzt.  
Der Rat stimmte über alle einzel­
nen Vorschläge ab und erzielte die 
höchsten Zustimmungswerte im 
Bereich Energie. So sprachen sich die 
Mitglieder für die Reduktion büro­
kratischer Hürden bei der finanziel­
len Beteiligung der Bevölkerung am 
e Haushalte
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Solarausbau aus. Auch Bürgerener­
gieanlagen sollten gefördert und es 
ermöglicht werden, kleine Fotovol­
taikanlagen etwa auf Balkonen zu 
installieren. Im Bereich Gebäude 
legten sie besonderen Wert auf die 
schnellere energetische Sanierung 
des Bestandes. Dafür empfahlen sie 
ein Verbot von Gas­ und Ölheizun­
gen auch im Bestand – bis 2035 soll­
ten diese schrittweise ausgetauscht 
werden. Wichtig war dem Rat auch 
der Schutz vor Mieterhöhungen so­
wie die Rücksicht auf Belange kleiner 
Vermieterinnen und Vermieter. 
Rosemarie Mieder
 nicht bezahlbar 
Die jüngst beschlossene Gasumla-
ge hat für einen aufschrei der Em-
pörung gesorgt. zusätzlich zu den 
exorbitant gestiegenen Energie-
preisen werden die Gaskunden ab 
1. Oktober nun noch mit einer Ver-
teuerung von 2,4 cent pro Kilowatt-
stunde plus Mehrwertsteuer belas-
tet. „Die Gasumlage muss  wieder 
vom tisch“, fordert der Berliner 
Mieterverein (BMV). 

EnErGiEKrisE

Gasumlage ist für arm
Eine vierköpfige Familie mit einem 
Verbrauch von 20 000 Kilowattstun­
den jährlich muss mit rund 570 Eu­
ro Mehrausgaben im Jahr rechnen. 
Mit der Umlage soll verhindert wer­
den, dass die durch steigende Ein­
kaufspreise belasteten Gasimpor­
teure pleite gehen und so die Versor­
gung nicht mehr gewährleistet ist. 
Das sei eine „Abwälzung der Kri­
senlasten auf die Verbraucher“, kri­
tisierte BMV­Geschäftsführer Reiner 
Wild: „Warum greift der Bund nicht, 
wie schon bei der Corona­ oder Ban­
kenkrise, nur den tätsächlich von In­
solvenz bedrohten Firmen unter 
die Arme?“ Die Umlage mit Anrei­
zen zum Einsparen zu begründen, 
sei angesichts der bereits vorhande­
nen Energiepreissteigerungen zy­
nisch, so Wild. 
Bundeswirtschaftsminister Robert 
Habeck (Grüne) hat zwar „zielge­
naue Entlastungen“ für die Bürgerin­
nen und Bürger versprochen, doch 
wie dieses Hiflspaket aussieht, war 
bei Redaktionsschluss des Mieter­
Magazins unklar. Die Sozialverbän­
de haben bereits Alarm geschlagen. 

„Die Gasumlage treibt ärmere Haus­
halte in die Zahlungsunfähigkeit“, 
sagt Verena Bentele,  Präsidentin 
des VdK. Der Sozialverband fordert 
zusätzlich zu einem reformierten 
Wohngeld ein Wärmekontingent 
von 10 000 Kilowattstunden pro 
Haushalt zu einem gedeckelten Preis. 
Auch der BMV hält das Wohngeld 
und die beschlossene Energiepreis­
pauschale – von der  beispielsweise 
Rentner gar nicht profitieren – für 
völlig unzureichend.      Birgit Leiß
MieterMagazin 9/2022
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Die WBM ist eines 

der Wohnungsunter-
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Die sechs landeseigenen Berliner 
Wohnungsbaugesellschaften bieten 
stabile Mieten, hinken aber ihrer 
Neubau-Verpflichtung weit hinter-
her. Das geht aus dem Bericht über 
die Kooperationsvereinbarung für 
das Jahr 2021 hervor.

„Leistbare Mieten, Wohnungsneu­
bau und soziale Wohnraumversor­
gung“ – unter diesem Titel haben 
die sechs landeseigenen Wohnungs­
baugesellschaften 2016 mit dem Se­
nat eine Kooperationsvereinbarung 
abgeschlossen. Der Jahresbericht 
2021 zeigt: Bei Degewo, Gesobau, 
Gewobag, Howoge, Stadt und Land 
sowie WBM sind die Bestandsmie­
ten stabil. Sie lagen Ende 2021 mit 
durchschnittlich 6,29 Euro pro Qua­
dratmeter genauso hoch wie im 
Vorjahr. Das ist vor allem dem Mie­
tendeckel zu verdanken. Bei neu ab ­
geschlossenen Mietverträgen ver­
langten sie im Schnitt 7,25 Euro pro 
Quadratmeter – knapp ein Drittel 
unterhalb der marktüblichen Ange­
botsmieten.
Im Jahr 2021 sind 15 385 Wohnun­
gen zur Wiedervermietung gekom­
men. Das sind rund sieben Prozent 
mehr als 2020, die Fluktuation ist 
aber immer noch sehr gering. 62,5 
Prozent dieser Wohnungen  wurden 
an Haushalte mit Anspruch auf ei­
nen Wohnberechtigungsschein 
(WBS) vergeben. Damit ist die von 
der Kooperationsvereinbarung ge­
forderte Quote erfüllt. Erreicht wur­
de auch das Soll zur Wohnungsver­
gabe an besondere Bedarfsgrup­
pen wie Obdachlose, Geflüchtete, 
an Transferleistungsberechtigte und 
Studierende oder betreute Wohn­
formen. 
3307 Wohnungen haben die Städ­
tischen im Jahr 2021 neu gebaut – 
geplant waren eigentlich 4176 Woh­
nungen. Auch über den gesamten 
Zeitraum von 2017 bis 2021 wurde 
das Neubauziel deutlich verfehlt: 
Statt 30 000 wurden nur 19 292 
Wohnungen fertiggestellt. Die WBM 
konnte ihre Neubaupläne nicht ein­
mal zur Hälfte realisieren. Weil die 

LaNDeseigeNe WohNuNgsuNt

Neubauzahlen und so
10
Unternehmen aber weit mehr Be­
standswohnungen angekauft haben 
als vorgesehen, haben sie die Erwei­
terung ihres Bestandes auf nahezu 
340 000 Wohneinheiten geschafft. 
„Zur dringend nötigen Entspannung 
des Wohnungsmarktes ist der Woh­
nungsneubau entscheidend, insbe­
sondere der geförderte Wohnungs­
bau“, sagt Stadtentwicklungssenator 
Andreas Geisel (SPD). Hier herrscht 
ein weiteres Manko. Die Forderung, 
dass die Hälfte der Neubauwohnun­
gen geförderte Sozialwohnungen 
sein sollen, erfüllen nur die Howoge 
und die Gewobag. Die WBM und 
die Degewo verfehlen ihre Sozial­
wohnungsquote mit 28,6 beziehungs­
weise 30,3 Prozent besonders deut­
lich.                         Jens Sethmann

L Bericht zur 

Kooperationsver-

einbarung 2021:

www.berlin.de/
wohnraum
versorgung 
­Umweltgerechtigkeitsatlas 

als Broschüre unter 

www.berlin.de/sen/uvk/
umwelt/nachhaltigkeit/

umweltgerechtigkeit

Broschürentipp
atlas der ungerechtigkeit
Dicke Luft, Lärm, Hitze und fehlendes Grün – diese vier In­
dikatoren stehen für schlechte Umweltbedingungen in der 
Stadt. Ertragen müssen sie vor allem die Bewohner in den 
ärmsten Stadtgebieten: Nach dem aktuellen Umweltgerech­
tigkeitsatlas, den die Senatsverwaltung für Umwelt, Mobi­
lität, Verbraucher­ und Klimaschutz (SenUMVK) Anfang 
 August dieses Jahres veröffentlicht hat, sind vor allem Wed­
ding, Gesundbrunnen, Moabit, der Norden von Kreuzberg, 
Friedrichshain und Nord­Neukölln belastet. Nicht immer tref­
fen alle Indikatoren gleichermaßen zu: In keinem anderen Be­
zirk gibt es beispielsweise weniger Grünflächen als in Mitte 
– trotz des riesigen Tiergartens. Unter Lärmbelastung wegen 
des angrenzenden Flughafens BER leiden vor allem Trepto­
wer und Köpenicker – und Marzahn­Hellersdorf hat ein Hit­
zeproblem, obwohl doch hier viel Stadtgrün angelegt ist. Die 
schlechteste Stadtlage allerdings ist die Schwedenstraße in 
Gesundbrunnen. Hier ballen sich die Umweltbelastungen, und 
es kommt auch ein fünfter, ebenfalls mit erfasster Faktor hin­
zu: Im Planungsraum gibt es hier auch besonders viele sozia­
le Probleme.  rm
MieterMagazin 9/2022
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Der aktionskünstler Kurt Jotter ist 
tot. Der Mitbegründer des „Büros 
für ungewöhnliche Maßnahmen“ 
hat mehr als drei Jahrzehnte lang 
die Mieterbewegung mit humor-
vollen Protestformen bereichert.

„Berlin wird helle“ hieß die  Aktion 
gegen den „Weißen Kreis“, die Kurt 
Jotter 1987 zusammen mit dem Ber­
liner Mieterverein auf die Beine ge­
stellt hat: Gegen die Aufhebung der 
Mietpreisbindung in West­Berlin 
wurden nachts per Dia­Projektor 
viele Hausfassaden mit riesigen Pro­
testmotiven angestrahlt. „Damit 

Kurt Jotter gestorBeN

Protest mit ungewöh
senator für inneres 

und architektur bei 

der aktion „Bau ei-

nes anti-Kreuzberger 

schutzwalls“
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Der Preisanstieg bei 

eigentumswohnun-

gen fiel im Vergleich 

zu Mietwohnhäusern 

deutlich geringer aus

F Jotters „hai-

society“ auf 

einem immobilien-

kongress 2019
wurde deutlich gemacht, dass die 
Wohnung die dritte Haut des Men­
schen ist und Bedeutung für die 
gesamte Existenz hat“, so Kurt Jot­
ter. Die aufsehenerregenden  Bilder 
schafften es sogar in die Tages­
schau.
Im selben Jahr folgten weitere fan­
tasievolle Aktionen: Der Bau eines 
„Anti­Kreuzberger Schutzwalls“ auf 
der Kottbusser Brücke – eine Ant­
wort auf die Abriegelung Kreuz­
bergs während des Reagan­Besuchs 
1987 – war Straßentheater vom 
Feinsten. Zum Abschluss der Berli­
ner 750­Jahr­Feier im selben Jahr 
 ins zenierte Jotters Büro eine satiri­
sche Jubelparade. Unter dem Titel 

„Bürger beklatschen Banker“ spen­
dete man den an der IWF­ und Welt­
bank­Tagung Teilnehmenden 1988 
ironischen Applaus. In der Nacht zum 
3. Oktober 1990 kamen 10 000 Leute 
auf den Kollwitzplatz zur Ausrufung 
der „Autonomen Republik Utopia“.
Ab Mitte der 90er Jahre wurde es 
ruhiger um das Büro für ungewöhn­
liche Maßnahmen. 2013 nahm Kurt 
s gutachterauss

sten Mietspi
Jotter seine Mission wieder auf. Zu­
sammen mit betroffenen Mietern 
protestierte er mit Polystyrol­Platten 
gegen Mieterhöhungen nach Fassa­
dendämmungen, stellte sich gegen 
Mieterverdrängung oder besuchte 
mit einer „Hai­Society“ einen Immo­
bilienkongress.
Im vergangenen Jahr wurde Kurt 
Jotter auf dem Fahrrad von einem 
Auto angefahren. Von den Unfall­
folgen hat er sich nicht mehr erholt. 
Er starb am 2. Juni im Alter von 72 
Jahren.                   Jens Sethmann
chusses

egel
in Berlin steigen die immobilien-
preise ungebremst. Das wirft dunkle 
schatten auf die Mietpreisentwick-
lung der nächsten Jahre.

iMMoBiLieNMarKtBericht De

grauen vor dem näch
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bericht 2021/2022 
des Gutachter-
ausschusses für 
Grundstückswerte: 

www.berlin.de/
gutachterausschuss
Der Gutachterausschuss hat für sei­
nen Immobilienmarktbericht  alle 
27 646 Kauffälle des Jahres 2021 
ausgewertet. Der Handel mit Immo­
bilien ist stark angewachsen, und die 
Preise sind erneut deutlich gestiegen. 
Reine Mietwohnhäuser sind in einem 
Jahr um 18 Prozent teurer  geworden, 
Wohn­ und Geschäftshäuser um 23 
Prozent. Eine Eigentumswohnung 
kostet im Mittel 5379 Euro pro Qua­
dratmeter – 14 Prozent mehr. 
Diese Preisanstiege werden weiter 
zu deutlichen Mietsteigerungen füh­
ren, denn die Erwerber schöpfen zur 
Refinanzierung des Kaufpreises zu­
meist alle Mieterhöhungsspielräume 
aus. „Uns graut vor der Veröffent­
lichung des nächsten Mietspiegels“, 
erklärte der Berliner Mieterverein. 
Es wird auch in Zukunft mehr Wohn­
eigentum auf den Markt kommen. 
Die Umwandlung von Miet­ in Ei­
gentumswohnungen stieg im Jahr 
2021 um 49 Prozent auf 28 768 
Wohnungen – allerdings wurden seit 
Inkrafttreten der Umwandlungsbrem­
se im August 2021 (Paragraf 250 Bau­
gesetzbuch) bis Jahresende nur noch 
15 Anträge gestellt. 
Die Kaufpreise lassen zudem die Bo­
denrichtwerte um fünf bis 30 Pro­
zent in die Höhe schnellen. Dies wird 
erhebliche Auswirkungen auf die 
Grundsteuer haben, die über die Be­
triebskosten auf die Mieten umge­
legt werden darf. Der  Mieterverein 
fordert deshalb vom Bund, die  Grund ­
steuer aus den Betriebskosten heraus­
zunehmen.                Jens Sethmann 
11
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Nach fünf Jahren 

sind zwei drittel 

der aus der Stadt 

Geflüchteten mit 

dem landleben 

glücklich
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Weil das Wohnen in der Stadt im­
mer beengter und unbezahlbar 
wird, wollen nur noch 13 Prozent 
der Menschen in Großstädten le­
ben. Zu diesem deutlichen Ergeb­
nis kommt die aktuelle „Wohn­
traumstudie“ des Baufinanzierungs­
Vermittlers Interhyp AG, der 2200 
Menschen befragt hat. 

Ihren Wunsch nach der Flucht aufs 
Land begründen 42 Prozent der Be­
fragten mit günstigerem Wohnen 
auf dem Land, 30 Prozent mit grö­
ßerem Wohnraum. „Hohe Kosten 
für das Wohnen sind der Haupt­
grund für die Stadtflucht“, sagt Mir­
jam Mohr, Vorständin der Interhyp 
AG. 
Die Studie macht aber auch klar, 
dass der Umzug aufs Land für viele 
zumindest kurzfristig auch Schwie­

StAdtflucht

umzug aufs land 
liegt im trend
12

L Wenn Sie mit 

Heike Gläßer-
Hüb ner von der 
BMV-Bezirks gruppe 

 Tempelhof-Schöne-
berg Kontakt auf -
nehmen möchten, 
dann wenden Sie 
sich bitte per Telefon 

030 226 26 144 an 
Thomas Christel
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rigkeiten mit sich bringen kann. 47 
Prozent der Stadtflüchtlinge sind 
zwar glücklich auf dem Land. Mit 
42 Prozent ist aber der Anteil derer 
fast genauso hoch, die nicht gänz­
lich zufrieden mit dem Landleben 
sind und sogar eine Rückkehr in die 
Stadt nicht ausschließen. Sechs Pro­
zent bekennen, dass sie den Umzug 
bereuen. Vermisst werden auf dem 
Land vor allem Freunde und Be­
kannte, das kulturelle Angebot, die 
Wenn viele 
Abwechslung und das Konsuman­
gebot. Auch die mangelnde Infra­
struktur, vor allem beim öffentlichen 
Nahverkehr und der digitalen Anbin­
dung, werden häufig als nachteilig 
empfunden. 
Durchhaltevermögen scheint sich 
jedoch auszuzahlen: Nach fünf 
Jahren auf dem Land zeigten sich 
68 Prozent der Befragten „sehr zu­
frieden“.
Katharina Buri

L Studie unter 

www.interhyp.de/
ueber­interhyp/
presse/interhyp­
wohntraumstudie­
stadt­land­frust­
hohe­immobilien
preise­verlangen­
kompromisse.html 
mittun, lassen sich die dinge ändern
heike Gläßer­hübner

Alter: 72, 
Berufliche Tätigkeit: 
Fallmanagerin im Jobcenter

Ich bin schon einige Zeit im Ruhe­
stand, aber eines ist mir aus meinen 
Jahren im Jobcenter nur zu gut in 
Erinnerung geblieben: Wohnungs­
probleme sind lähmend. Sie können 
nicht mit jemandem über einen Wie­
dereinstieg ins Erwerbs leben oder ei­
nen beruflichen Neu start nachden­
ken, der gerade Gefahr läuft, sein 
Zuhause zu verlieren. Wohnungs­
not zählt heute zu den größten Ver­
mittlungshemmnissen – und den 
schlimmsten sozialen Problemen. 
Wenn ich mich in meiner Nachbar­
schaft umsehe, ist es nicht besser, 
sondern noch schlim mer geworden. 
Die um sich greifende Wohnungspri­
vatisierung, steigende Mieten und 
erst recht die steigenden Energiekos­
ten, vor denen wir alle  stehen, steu­
ern viele Menschen in eine Sack gas­
se. Wer dann Mietschulden hat, dem 
droht bei großen privaten Vermie­
tern nicht selten die schnelle Kündi­
gung. Da hilft es auch nichts, dass 
das Sozialamt einspringt. Während 
kommunale Wohnungsbaugesell­
schaften an einer Tilgung der Schul­
den und einem ruhigen, geordne ten 
Mietverhältnis interessiert sind, nutzt 
so mancher  Private eine schwie rige 
persönliche Situation, um die Woh­
nung leer zu bekommen – und sie 
gewinnbringender weiterzuvermie­
ten.
Mit solch antisozialem Kalkül kann 
und will ich mich nicht abfinden. 
Deshalb engagiere ich mich beim 
Arbeitskreis Wohnen der Ver.di­
Seniorinnen und ­Senioren  und seit 
2019 als Bezirksgruppenleiterin des 
Berliner Mietervereins in Tempelhof­
Schöneberg. Aber während es uns 
bei Ver.di im letzten Jahr zur Bun­
destagswahl endlich gelungen ist, 
das Thema Wohnen ins Programm 
der Gewerkschaft zu bringen, sind 
wir in unserer Bezirksgruppe ganz 
einfach viel zu wenige, um etwas 
 zu erreichen. Gründe gibt es sicher 
viele: die Pandemie, fehlende Räu­
me, ein ungünstiger Zeitpunkt für 
Zusammenkünfte. Hinnehmen will 
ich das aber nicht. Denn sowohl aus 
meiner beruflichen Tätigkeit als auch 
aus meinem Engagement bei   Ver.di 
weiß ich: Ändern lassen sich die 
Dinge nur, wenn viele mittun und 
zusammenstehen.
Aufgeschrieben von 
Rosemarie Mieder
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In der Wohnungspolitik des  Bundes 

steht die fdP auf der Bremse und 
verzögert mit der forderung nach 
ausgiebigen Prüfungen mehrere Ge­
setzesänderungen, auf die Miete­
rinnen und Mieter dringend warten.

Eine Gesetzesänderung ist i mmer­
hin eingetütet: Die Bundesregie­
rung plant, die  Kappungsgrenze 
für Mieterhöhungen an Orten mit  
angespannten  Wohnungsmärkten 
auf 11 Prozent abzusenken.  Bisher 
dürfen die Mieten um 15 Prozent 
innerhalb von drei Jahren erhöht 
werden, sofern die ortsübliche Ver­
gleichsmiete noch nicht erreicht ist. 
Das Inkrafttreten der Änderung ist 
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Marco Buschmann 

(fdP) meldet Beden­

ken an, überhöhte 

Mieten mit dem 

Wirtschaftsstraf­

gesetz zu verfolgen
für das erste Quartal 2023 ange­
kündigt. 
Zur Wiederherstellung des Vorkaufs­
rechts in Milieuschutzgebieten hat 
Bundesbauministerin Klara Geywitz 
(SPD) im Mai einen Gesetzesent­
wurf vorgelegt. Der Deutsche Mie­
terbund kritisiert zwar, dass darin 
die Geltung von Abwendungsver­
einbarungen auf 20 Jahre begrenzt 
werden soll, mahnt aber zu einer 
schnellen Verabschiedung. Auch 
SPD und Grüne wollen das Gesetz 
zügig beschließen, doch die FDP be­
steht auf einer ausgiebigen Prüfung 
– Wiedervorlage nach der Sommer­
pause. Dieses „Spiel auf Zeit“ trifft 
die Kommunen hart. Seit dem Bun­
desverwaltungsgerichtsurteil vom 
9.  November 2021, das die bisherige 
Vorkaufspraxis stoppte, sind in Ber­
lin mindestens 177 Häuser verkauft 
worden, ohne dass die Bezirke das 
MieterMagazin 9/2022
Vorkaufsrecht hätten ziehen können. 
In München waren es bis zur Som­
merpause 42 Häuser. 
Wenig Fortschritt gibt es auch bei 
der Wiedereinführung der Woh­
nungsgemeinnützigkeit, mit der 
Wohnungsunternehmen Steuer­
vorteile erhalten sollen, wenn sie 
gemeinnützig wirtschaften. Die Zu­
ständigkeit dafür ist zwischen dem 
Bauressort und dem FDP­geführten 
Finanzministerium geteilt. Die Grü­
nen­Fraktion will Druck machen. 

„Es braucht neue Akteure auf dem 
Wohnungsmarkt“, sagt deren bau­
politische Sprecherin Christina­Jo­
hanne Schröder.
Gegen die vom Bundesrat geforder­
te Änderung des Wirtschaftsstraf­
gesetzes, mit der überhöhte Mieten 
verfolgt werden können, hat Bun­
desjustizminister Marco Buschmann 
(FDP) weiterhin „Bedenken“. Die 
FDP hat auch verhindert, dass  eine 
von SPD und Grünen geforderte 
Mietendeckelung in den Koalitions­
vertrag aufgenommen wurde. An­
gesichts der mehrfachen Blockade 
durch die kleinste Regierungspartei 
sagt DMB­Präsident Lukas Sieben­
kotten: „Wir gewinnen leider mehr 
und mehr den Eindruck, dass auf 
diesem Politikfeld der Schwanz mit 
dem Hund wedelt.“ Jens Sethmann
Die Story im Ersten: 
Immobilienpoker. Die 

dubiosen Geschäfte eines 

Wohnungskonzerns. 
Noch bis 27. Juni 

2023 in der ARD-

Mediathek verfügbar:

www.daserste.de/
information/repor

tage­dokumentation/
dokus/sendung/

immobilienpoker­
100.html

Filmtipp
Schneeballsystem mit Immobilien
Die bundesweit tätige Adler Group könnte nach Wirecard 
der nächste milliardenschwere Skandalfall werden, dies­
mal in der Immobilienbranche. Der aus einer Schreibma­
schinenfirma entstandene Wohnungskonzern ist mit selt­
samen Wertsteigerungen und Investitionsruinen wie dem 
Areal der Holsten­Brauerei in Hamburg aufgefallen. Auch 
am Steglitzer Kreisel, wo rund 100  Eigentumswohnungen 
entstehen sollen, tut sich schon länger nichts. Eine inves­
tigative TV­Recherche hat das Geschäftsgebaren unter die 
Lupe genommen. Die beiden Autoren Michael  Richter 
und Christoph Twickel deckten nicht bezahlte Handwer­
kerrechnungen und Scheingeschäfte mit Verwandten auf. 
Sie sprachen mit Whistleblowern und geprellten  Käufern, 
immer die Frage im Blick: Warum bleiben Grundstücke in 
bester Lage unbebaut? Ihr Fazit: Der Adler Group geht 
es gar nicht ums Bauen. Vielmehr sind die erworbenen 
Grundstücke nur Mittel zum Zweck, um sich bei den Ban­
ken neues Geld zu leihen – ein Schneeballsystem, dem 
die Kommunen hilflos zusehen. Inzwischen ermittelt die 
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungen und hat bereits 
Rechnungslegungsfehler festgestellt – viel zu spät, beto­
nen die Autoren. Der eigentliche Skandal dieses Immobi­
lienpokers sei, dass die Banken dabei stillhalten. 
bl
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Die Ende Juli vorgelegte Reform der 
Gebäudeförderung stößt bei der 
Wohnungswirtschaft auf scharfe 
Kritik. Die neuen Förderrichtlinien 
seien wegen der Kürzungen ein „fa­
tales Signal“ für den Klimaschutz. 
Beim Berliner Mieterverein (BMV) 
sieht man das anders. 

Die Bundesförderung für  effiziente 
Gebäude (BEG) wurde wegen der 
aktuellen Energiekrise sehr kurzfris­
tig angepasst. Die beiden wichtigs­
ten Änderungen: Zum einen wird 
die Förderung von Gasheizungen 
komplett gestrichen. Ziel sei, so das 
Bundesministerium für Wirtschaft 
und Klimaschutz, die  Abhängigkeit 
von russischem Gas und Öl zu re­
duzieren. Zweitens stehen zwar ins­
gesamt mehr Mittel zur  Verfügung 
– jährlich rund 13 Milliarden ge­
genüber 8 Milliarden im Jahr 2021 
– aber es gibt weniger Geld für die 
einzelnen Maßnahmen. 

FöRDERunG DER EnERGiEEFFizi

Mehr Geld im Topf, a
Fensteraustausch 

reduziert sich 

von 15 000 auf 

12 000 Euro
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Damit soll erreicht werden, dass 
mehr Antragsteller zum Zuge kom­
men. Beispielsweise reduziert sich 
der mögliche Zuschuss für den Fens­
teraustausch von 15 000 Euro auf 
12 000 Euro. Bei den Wärmepumpen 
wurde der Fördersatz von 50 auf 40 
Prozent gesenkt, somit bekommen 
Eigentümer statt maximal 30 000 
nur noch 24 000 Euro. Zudem wer­
den Komplettsanierungen nicht 
mehr durch direkte Zuschüsse, son­
dern nur noch durch Kredite und 
Tilgungszuschüsse gefördert. „Kli­
maziele und bezahlbares Wohnen 
rücken damit in noch weitere Ferne“, 
kritisiert der Verband Berlin­Bran­
14
denburgischer Wohnungsunterneh­
men (BBU). Er spricht von einer „Ka­
tastrophe“ für den klimaneutralen 
Gebäudebestand. 
Mehrere Fachverbände der  Branche 
halten nicht nur die Kürzungen, son­
dern auch die Fokussierung auf die 
Heizungsanlage für den falschen 
Weg. „Es wurde die Chance vertan, 
umfassende Sanierungsmaßnahmen 
an der Gebäudehülle vergleichbar 
hoch zu fördern wie den Umstieg 
auf eine erneuerbare Heizung“, sagt 
Thomas Drinkuth, Leiter der Reprä­
sentanz Transparente Gebäudehül­
le. Viele Experten befürchten daher, 
dass künftig weniger saniert wird. 
Es sei vernünftig und nachvollzieh­
bar, die vorhandenen Fördermittel 
breiter zu streuen, erklärte dagegen 
Reiner Wild, Geschäftsführer des 
Berliner Mietervereins. Ausdrück­
lich zu begrüßen sei auch der neue 
Bonus für die energetisch schlech­
testen Gebäude, in der BEG­Reform 
„Worst­Performing­Buildings“ ge­
nannt. Allerdings müssten die ord­
nungsrechtlichen Rahmenbedingun­
gen dringend nachgebessert werden, 
forderte Wild. Zufrieden zeigt man 
sich beim BMV damit, dass nun end­
lich der Wohnungsbestand Priorität 
bekommt. Nur dort wirkt die Förde­
rung mietpreisdämpfend, denn die 
Fördermittel müssen von der Mo­
der nisierungsumlage abgezogen 
werden. In der Vergangenheit flos­
sen über 70 Prozent der Mittel in 
den Neubau. 
Birgit Leiß
elli Tügel/Jan Ole Arps: 
„Enteignung schafft 

eine einzige Wohnung“  
Kostenloser Download: 

www.rosalux.de/
publikation/id/46758 

Broschürentipp
Vergesellschaftung: Argumente 
und Gegenargumente
Das Berliner Wahlvolk hat vor einem knappen Jahr ent­
schieden, dass große profitorientierte Wohnungskonzer­
ne vergesellschaftet werden sollen. Doch die Debatte da­
rum wird weiterhin mit schrillen Thesen geführt. Enteig­
nung? Ein Instrument aus der DDR­Mottenkiste! Eingrif­
fe ins Privateigentum? Verfassungswidrig! Die fällige Ent­
schädigung? Viel zu teuer! Und überhaupt schafft Ent­
eignung keine einzige Wohnung, während so dringend 
neu gebaut werden muss. Viele dieser Äußerungen sind 
pure Polemik, andere Argumente haben aber durchaus 
eine sachliche Grundlage. Eine Broschüre der Rosa­Lu­
xemburg­Stiftung nimmt auf 64 Seiten die neun gängigs­
ten Argumente nüchtern und detailliert auseinander und 
zeigt, wie man ihnen mit Fakten entgegentreten kann.
js
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Die Architektenkammer Berlin kriti­
siert, dass die öffentliche Hand im­
mer mehr Planungs­ und Bauauf­
träge in großen Paketen an General­
übernehmer vergibt. Dadurch wür­
den Bauausführungen intransparent 
und teuer.

Die Kritik der Architektenkammer 
entzündete sich im Februar an einer 
Ausschreibung der landeseigenen 
Wohnungsbaugesellschaft Degewo, 
die für die nächsten vier Jahre „zwei 
bis drei Generalübernehmer“ sucht, 
die 300 bis 450 Wohnungen pro 
Jahr errichten sollen. Der Vorteil für 
den Auftraggeber: Man kann die 
Verantwortung für den Bau an den 
Generalauftragnehmer abwälzen. 
Jedoch sind nach dem Gesetz ge­
gen Wettbewerbsbeschränkungen 
(GWB) Berlins öffentliche Auftrag­
geber dazu verpflichtet, Leistungen 
in beschränkten Losen auszuschrei­
ben, damit sich auch kleinere Pla­
nungsbüros und lokale Handwerks­
betriebe bewerben können. Ausnah­
men sind nur in begründeten Fällen 
zulässig.
Die Architektenkammer hat nun 
beobachtet, dass Berlin schon „ge­
wohnheitsmäßig“ Aufträge bündelt. 
Sie fordert von den landeseigenen 
Unternehmen eine mittelstands­
freundliche Vergabepraxis, „damit 
Vielfalt und Baukultur in neuen wie 
in Bestands­Quartieren entstehen 
kann“, so Theresa Keilhacker, Prä­
sidentin der Architektenkammer. 
Nur etwa fünf Prozent der Berliner 
Planungsbüros und Baufirmen sind 
groß genug, um gebündelte Aufträ­
ge als Generalübernehmer bewälti­
gen zu können. 
Der Einspruch der Architektenkam­
mer blieb bisher folgenlos. „Aktuell 
haben wir sogar wieder ein Verfah­
ren, welches nahezu identisch wie 
das im Februar behandelt wird“, be­
richtet Michael Mackenrodt von der 
Architektenkammer Berlin.
Wenn nur wenige Firmen in Frage 
kommen, besteht die Gefahr, dass 

öFFEnTlicHE BAuAuFTRäGE

züchtet Berlin  
Bau­Oligarchen?
MieterMagazin 9/2022
diese die Preise diktieren können. 
Der Bauherr hat bei einem General­
auftragnehmer auch keinen Einfluss 
auf die Auswahl der Subunterneh­
men und wie diese die Arbeiten aus­
führen. Es besteht bei diesem Mo­
dell nach Ansicht der Architekten­
kammer auch ein höheres Insolvenz­ 
und Kündigungsrisiko. Das führt 
dazu, dass dann nicht nur einzelne 
Gewerke ausfallen, sondern die gan­
ze Baustelle stillsteht und Termine 
nicht eingehalten werden können.
Jens Sethmann
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zeiten unter 

www.berliner­
mieterverein.de/

wir­ueber­uns/
beratungs

zentren.htm 
und in diesem 
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auf Seite 31

neues BMV­Beratungszentrum  
in nord­neukölln

Rund 20 Jahre stand der Laden in der Hobrechtstraße 28 leer – im 
Juli ist der Berliner Mieterverein (BMV) dort eingezogen. Der Eigen­
tümer, ein Architekt, hat die Altbauräume behutsam renoviert,  ohne 
ihnen ihren Charme zu nehmen. Wie ein Gemälde hängte er zum 
Beispiel ein graffitiverziertes Fenster mitsamt Rahmen an die Wand. 
Der Standort des Ladens im Reuterkiez stößt in der Nachbarschaft 
auf Neugier, die Beratung dort wird bereits gut angenommen. Die 
Lage im Milieuschutzgebiet und alle damit einhergehenden Miet­
fragen werden wohl dazu beitragen, dass es so bleibt. Der Laden 
ersetzt das bisherige Beratungszentrum am Südstern, dessen Miet­
vertrag nicht verlängert worden ist. Der neue Standort in Nord­
Neukölln eröffnete im August im Beisein zahlrei cher damit beim 
BMV Befasster. Auf unserem Bild von links nach rechts: Peter­ 
Michael Heise (BMV­Bezirksleitung Neukölln), Dr. Ulrike Hamann 
(Mitglied der Geschäftsführung), Gundel Riebe (Mitglied des Vor­
standes), Sebastian Bartels (Mitglied der Geschäftsführung), Tho­
mas Christel (Bezirks­Koordinator).  sb
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Groß gedacht,   
schlecht gemacht

Giffeys Schlüsselprojekt „Bündnis“ 
steht vor dem Scheitern
„Kooperation statt Konfrontation“ sollte der neue Spirit sein, wie die Regie-

rende Bürgermeisterin Franziska Giffey (SPD) immer wieder betonte. Mit 

einem „Bündnis für Wohnungsneubau und bezahlbares Wohnen“ wollte sie 

die Blockaden und Widersprüche der Berliner Bau- und Wohnungspolitik in-

nerhalb eines halben Jahres auflösen. Gelungen ist das nicht. Das am  Ende 

präsentierte Papier des Bündnisses enthält in weiten Teilen nur unverbind-

liche Absichtserklärungen. Besonders beim Mieterschutz bleibt es weit hin-

ter den Erwartungen zurück. Der Berliner Mieterverein, der an den Verhand-

lungen beteiligt war, ist dem Bündnis deshalb nicht beigetreten. Auch an-

dere Beteiligte haben das Abschlusspapier nicht unterschrieben. Nachdem 

der angestrebte Schulterschluss der Beteiligten nicht zustande gekommen 

ist, steht das gesamte Projekt vor dem Scheitern.
6

m 20. Juni, dem Tag der 
Präsenta tion der Bündnis-
Ergebnisse im Roten Rat-
haus, war Franziska Giffey 

sichtlich um gute Stimmung bemüht. 
Sie inszenierte das Bündnis mit drei 
überdimensionalen Schlüsseln aus 
Pappe – dem Neubauschlüssel, dem 
Neuvermietungsschlüssel und dem 
Schutzschlüssel – die sie nacheinan-
der einem Berliner Bären –  ebenso 
aus Pappe – über den Arm hängte. 
„Wir haben sehr ambitionierte Zie-
le vereinbart, um die Berliner Mi-
schung in lebenswerten Stadtquar-
tieren zu erhalten“, kündigte Fran-
ziska Giffey an. „Berlin geht voran.“ 
Nicht so ganz in die launige Show 
passte, dass viele, die mit am Ver-
handlungstisch saßen, das  Bündnis 
am Ende nicht mittrugen. Der Ber-
liner Mieterverein (BMV) und der 
Zentrale Immobilienausschuss (ZIA) 
verweigerten ihre Unterschriften. 
Auch der Eigentümerverband Haus & 
Grund und die Gewerkschaften tragen 
das Bündnis nicht mit. „Keiner wird 
100 Prozent seiner Wünsche erfüllt 
bekommen“, erklärte Giffey. „Aber 
wir haben viel, viel mehr geschafft als 
null Prozent. Und wir haben mehr ge-
schafft als in anderen Bundesländern 
auch nur diskutiert wird.“

Das Bündnis setzt vor allem auf den 
Neubau. Das Ziel sind 100 000 
neue Wohnungen in den nächsten 
fünf Jahren. Davon sollen die lan-
deseigenen Wohnungsunterneh-
men 35 000 und Genossenschaften 
5000 bauen. Mit 60 000 Wohnun-
gen sollen private Unternehmen 
den Löwenanteil errichten.  „Ohne 
Private wird es nicht gehen“, sagt 
Franziska Giffey. Auf welche Weise 
diese Neubauwohnungen bezahlbar 
gehalten werden sollen, ist nur teil-
weise vereinbart: Wo bei größeren 
Bauvorhaben ein Bebauungsplan 
aufgestellt wird, ist gefordert, dass 
künftig 50 Prozent der Wohnungen 
Mietpreisbindungen unterliegen und 
an Haushalte mit Wohnberechti-
gungsschein (WBS) vermietet wer-
den. Davon entfallen wie bisher 30 

A

Bündnisziel Nummer eins: 

100 000 Wohnungen inner-

halb von fünf Jahren
MieterMagazin 9/2022



Auch mit 

einer durch-

choreografierten 

Abschlussveran-

staltung konnte 

die Regierende 

Bürgermeisterin 

nicht überdecken, 

dass sich der Kreis 

der Bündnis-Unter-

zeichner deutlich 

gelichtet hatte
Prozent auf Haushalte mit niedrigem 
Einkommen (bis zu 40 Prozent über 
der bundesweit festgelegten WBS-
Einkommensgrenze) sowie erstmalig 
20 Prozent auf Haushalte mit mittle-
rem Einkommen (bis zu 80 Prozent 
über der Einkommensgrenze). „Da-
mit haben wir zum  ersten Mal  eine 
Quote für das mittlere Preissegment“, 
erklärt Giffey. Im  Gegenzug verspre-
chen Senat und Bezirke eine bessere 
Wohnungsbauförderung und schnel-
lere Planungs- und Genehmigungs-
verfahren.
Die zwei großen privaten  Vermieter, 
die dem Bündnis beigetreten sind, 
haben erklärt, bei der Wiedervermie-
tung 30 Prozent der freiwerdenden 
Wohnungen an  Haushalte mit WBS 
zu vergeben. Das  betrifft nur Unter-
nehmen mit mehr als 3000 Wohnun-
gen in  Berlin. Für die landeseigenen 
Wohnungsbaugesellschaften gilt be-
reits eine höhere Vergabequote von 
63 Prozent.
Bei Mieterhöhungen wollen sich die 
großen Wohnkonzerne an der bun-
desweit geplanten Absenkung der 
Kappungsgrenze von 15 auf 11 Pro-
zent „orientieren“. Bei WBS-Berech-
tigten sollen sie die Mieten um höchs -
tens zwei Prozent im Jahr erhöhen – 
letzteres gilt allerdings nur bis Ende 
2023. Alle Vermieter, die dem Bünd-
nis beigetreten sind, willigten ein, 
die Mieten von WBS-berechtigten 
Haushalten höchstens bis zu 30 Pro-
F Der Sprecher der 

landeseigenen Woh-

nungsunternehmen, 

Jörg Franzen, konn-

te Bausenator Geisel 

die  Unter stützung 

für eine Idee ab-

ringen, die in kla rem 

Widerspruch zur 

Koalitions verein-

barung steht
zent des Haushaltseinkommens zu 
erhöhen. Die Mieter müssen in solch 
einem Fall allerdings selbst aktiv wer-
den und einen Erhöhungsverzicht be-
antragen.
Die Absicht anerkannte auch der 
Berliner Mieterverein. Dessen Ge-
schäftsführer Reiner Wild: „Wir at-
testieren der Landesregierung, dass 
sie mit großem Engagement und 
schnellen Schritten zu einer freiwil-
ligen Vereinbarung kommen wollte, 
die auch den Mieterschutz an zen-
traler Stelle im Auge hatte“ – aller-
dings mit enttäuschendem Er gebnis. 
„Am Ende mussten wir aber feststel-
len, dass das Erzielte aus Sicht der 
Mieterinnen und Mieter Berlins 
nicht reicht für eine Unterschrift.“ 
Der BMV vermisst in der Vereinba-
rung jedwede Zusage der Im  mobi-
lienwirtschaft für eine verbesserte 
Mietpreisbremse bei Wiedervermie-
tung, für einen geringeren Mieten-
anstieg nach Modernisierung und für 
eine Begrenzung der Heizkosten bei 
energetisch schlechten Wohngebäu-
den. Die angestrebten Kappungen 
von Mieterhöhungen bei zwei Pro-
zent pro Jahr und bei 30 Prozent des 
Nettoeinkommens sind nur Härtefall-
regelungen für Haushal te mit WBS. 
Aus Erfahrung weiß der Mieterver-
ein, dass solche Regelungen weitge-
hend wirkungslos sind, denn Mieter 
und Mieterinnen wollen unter Wah-
rung ihrer Würde die Miete aus ei-
gener Kraft zahlen und vermeiden 
deshalb bürokrati sche Anträge auf 
einen Mieterhö hungsverzicht. 
Den Vorschlag, dass große Woh-
nungsunternehmen 30 Prozent der 
freien Wohnungen an WBS-Berech-
tigte vergeben sollen, betrachtet der 
BMV nicht als großen Wurf: Der Pro-
zentsatz ist zu niedrig, denn immer-
hin fast 55 Prozent der Haushalte 
sind WBS-berechtigt. Weil nun auch 
den mittleren Einkommensgruppen 
ein Anspruch auf geförderte Woh-
nungen eingeräumt wird, besteht 
die Gefahr, dass die ärmsten Haus-
halte am Ende mit noch weniger 
Chancen dastehen. 
Andere Ansichten
Das Bündnis-Abschlusspapier wird nicht nur mit Blick 

auf  Mieter interessen kritisiert. Auch Gewerkschaften 

und Verbände, die Eigen tümer vertreten, haben nicht 

unterschrieben. Kritik an Einzelpunkten ist 

auch aus den Parteien zu hören, die mit Giffeys SPD 

die Regierungskoalition bilden.
Der Berliner Mieterverein formulierte die umfassends-

te Kritik am Ergebnis der Bündnis-Verhandlungen. An 

deren Ende stellte Mietervereins-Geschäftsführer Rei-

ner Wild fest, dass dieses Ergebnis „aus Sicht der Mie-

terinnen und Mieter nicht für eine Unterschrift reicht“. 

Der Weg über freiwillige Vereinbarungen könne ge-

setzliche Regelungen nicht ersetzen. 
17
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Vonovia-Chef Rolf 

Buch unterschreibt 

die Bündnisver-

einbarung, „auch 

wenn es weh tut“
Das riesige Problem der  steigenden 
Energiekosten und der  notwendigen 
energetischen Sanierungen  wurde im 
Bündnis kaum behandelt,  obwohl 
klar ist, dass die aktuellen Kosten-
steigerungen bei Heizung und Warm-
wasser das Wohnen noch stark ver-
teuern werden. 
Der Mieterverein warnt auch, dass 
der Mi lieuschutz ausgehöhlt werden 
könnte. Geplant ist, mit der Woh-
nungswirtschaft über eine „Verein-
fachung, Verkürzung und Verein-
heitlichung“ der Milieuschutzpra-
xis zu beraten. Dabei sind gerade die 
mieterschützenden Bestimmungen 
des Milieuschutzes für viele Vermie-
ter schon immer ein rotes Tuch ge-
wesen.
Grundsätzlich kritisiert der BMV, dass 
am Konzept festgehalten wurde, über 
möglichst viel – auch teu ren – Neubau 
eine Wohnungsmarkt entspannung zu 
erreichen, anstatt sich auf den Woh-
nungsbau im unteren und mittleren 
Marktsegment zu konzentrieren. Die 
Zahl der neu zu errichtenden Sozial-
wohnungen ist  unverbindlich, und 
wie die darüber hinaus angepeilten 
5000 gemeinwohlorientierten Neu-
bauwohnungen zustande kommen, 
bleibt unklar.
Gerade diese Unverbindlichkeit ist 
der größte Minuspunkt im Papier 
des Bündnisses: Lösungen werden 

 Ausführliche 

egründung für den 

ichtbeitritt des BMV:

ww.berliner-

ieterverein.de/

ktuelles/newsletter/

arum-wir-dem-

uendnis-fuer-woh

ungsneubau-und-

ezahlbares-wohnen-

icht-beigetreten-

ind-nl0722.htm

BBU-Vorständin E
Maren Kern bekun-

det, große Zuge-

ständnisse gemacht 

zu haben, immerhin: 

„Wir unterschreiben 

aus Überzeugung.“
8

nur „angestrebt“, Ziele nicht präzi-
se benannt. Die Wohnungsverbände 
können ihre Mitgliedsunternehmen 
nur ermuntern, daran mitzuwirken. 
Mieterinnen und Mieter haben 
nichts Verbindliches in der Hand, 
was sie einklagen könnten.
Fazit für den Mieterverein: „Die Ber-
liner Bündnisvereinbarung macht 
erneut deutlich, dass der Weg über 
freiwillige Vereinbarungen extrem 
beschwerlich ist und gesetzliche Re-
gelungen nicht ersetzen kann“, so 
Reiner Wild. „Wenn auch zukünftig 
jedwede Regulierung zugunsten der 
Mieterinnen und Mieter von der Im-
mobilienwirtschaft als Konfrontation 
verstanden wird, kann ,Kooperation 
statt Konfrontation‘ nicht gelingen.“
Dass mit dem BMV die Vertretung 
der Menschen, um die es eigent-

lich geht, dem Bündnis abhanden 
gekommen ist, schien bei der presse-
öffentlich inszenierten Unterzeich-
nungsshow am 20. Juni kaum je-
manden ernsthaft zu bekümmern. 
Nur Kultursenator Klaus Lederer 
(Linke) sprach das Manko an: „Ich 
finde es schade, dass der Berliner 
Mieterverein nicht unterschreibt. Es 

Absage auch von

    den Gewerkschaften
ist verständlich, dass er für die Mie-
ter mehr rausholen wollte.“
Dem Bündnis ebenfalls nicht beige-
treten sind der Deutsche Gewerk-
schaftsbund (DGB) und die Indus-
triegewerkschaft Bauen Agrar Um -
welt (IG BAU). Wie der BMV kri ti-
sieren sie die schwachen und unver-
bindlichen Mietenbegrenzungen und 
fehlende Aussagen zur Verbesserung 
der Arbeitsbedingungen auf den Bau-
stellen: „Zum Thema Gute Arbeit 
steht in dem Bündnispapier nicht ein 
einziger Satz“, so die IG BAU.
Aus gegensätzlichen Gründen hat 
der Zentrale Immobilienausschuss 
(ZIA) sich dem Bündnis entzogen. 
Die wenigen mietbegrenzenden Pas-
sagen gehen dem Verband schon 
zu weit. Er will nicht bei Wiederver-
mietungen 30 Prozent der Wohnun-
gen an WBS-Inhaber vergeben und 
auch nicht die Miete bei 30 Prozent 
des Haushaltseinkommens kappen. 
Letzteres sei „realitätsfern“, so ZIA-
Hauptgeschäftsführer Oliver Wittke. 
Ins gleiche Horn stößt der Verband 
Haus & Grund, der vor allem Klein-
eigentümer vertritt: Auch er nennt 
eine Deckelung der Miete bei 30 
Fo
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Als „schwere Belastung“ erkannte der 

CDU-Fraktionsvorsitzende Kai Wegner, 

dass es der Regierenden Bürgermeiste-

rin nicht gelungen sei, den Berliner Mie-

terverein einzubinden: „Ohne entschei-

dende Partner wird das Bündnis zur rei-

nen Shownummer.“Fo
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Den Vorsitzenden des Eigentümer-

verbandes „Haus & Grund“, Carsten 

Brückner, stört neben den seiner An-

sicht nach unberücksichtigten wirt-

schaftlichen Erfordernissen der Ver-

mieter vor allem eines: Es gibt  keine 

„klare Absage an Enteignungen“. Fo
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Der Vorstand des 

Bundes freier 

Wohnungsunterneh-

men, Christopher 

Weiß, sieht in der 

Unverbindlichkeit 

(„Freiwilligkeit bei 

der Umsetzung“) 

die Stärke der 

Abschluss-

vereinbarung und 

unterzeichnete sie
Prozent des Mietereinkommens 
„unrealistisch“. Und: Ihm fehlt auch 
eine klare Absage an Enteignungen. 
Deshalb hat Haus & Grund nicht 
unterschrieben. 
Der schwedische Großvermieter 
Heimstaden gab sich freundlich, 
aber zurückhaltend. „Heimstaden 
unterstützt das Berliner Wohnungs-
bündnis und wird den für das Un-
ternehmen möglichen Beitrag zur 
Erreichung der Bündnis-Ziele leis-
ten“, erklärt Unternehmenssprecher 
Michael Lippitsch. Inzwischen ist 
Heimstaden dem ZIA beigetreten, 
der seine Unterschrift verweigert.
Unterschrieben haben von der 
Vermieterseite der Verband Berlin-
Brandenburgischer Wohnungsunter-
nehmen (BBU) und der Bundesver-
band Freier Wohnungsunternehmen 
(BFW) sowie der  Wohnungskonzern 
Vonovia, zu dem auch die Deutsche 
Wohnen gehört. Für den BBU ist das 
Bündnis ein „unverzichtbarer  Beitrag 
zur Wahrung des sozialen Friedens“, 
so BBU-Vorständin Maren Kern. „Wir 
haben große Zugeständnisse ge-
macht, und wir unterschreiben aus 
Überzeugung.“ Vonovia-Chef Rolf 
Buch betont ebenfalls, dass das 
MieterMagazin 9/2022
Bündnis seinem Unternehmen viel 
abverlange. „Auch wenn es wehtut, 
unterschreiben wir dieses Bündnis“, 
so Buch. „Insbesondere einkom-
mensschwachen Mieterinnen und 
Mietern bietet das Bündnis nun zu-
sätzliche Lösungen.“ Für den BFW 
ist die rechtliche Unverbindlichkeit 
der Absprachen sogar eine Stärke 
des Bündnisses: „Freiwilligkeit bei 
der Umsetzung sorgt für Akzeptanz 
und ist der schnellste Weg, um die 
vorhandenen Probleme zu lösen“, 
erklärt BFW-Geschäftsführerin Su-
sanne Klabe. 
Das Wohnungsbündnis ist ein zen-
trales Projekt der Regierenden Bür-
germeisterin Franziska Giffey. Den 
Wohnungsbau hatte sie zur Che-
finnensache erklärt. Zur Beschleu-
nigung des Bauens hatte der Senat 
bereits Anfang des Jahres eine Än-
derung der Bauordnung und der För-
derbedingungen für den Sozialen 
Wohnungsbau angestoßen und  eine 
Senatskommission Wohnungsbau 
aufgestellt. Als mögliches  Ergebnis 
des Wohnungsbündnisses  hatte 
Stadtentwicklungssenator Andreas 
Geisel (SPD) sogar ein „freiwilliges 
Mietenmoratorium“ in Aussicht ge-
stellt: Vermieter sollten sich freiwil-
lig verpflichten, die Mieten für eini-
ge Jahre höchstens um ein Prozent 
pro Jahr zu erhöhen.
Doch die Hoffnung, dass beim 
Bündnis etwas Zählbares für die 
Mieterinnen und Mieter heraus-
kommt, war schon am Anfang ge-

ring. Im Laufe der Verhandlungen 
schwand sie immer weiter. 
Die Immobilienwirtschaft fand wie 
immer Gründe, warum neue Rege-
lungen, die Mieter schützen und 
entlasten, gerade jetzt nicht möglich 
seien. Aktuell sind das die steigen-
den Baukosten, die hohe Inflations-

L Informationen des 

Senats zum Bündnis:

www.stadtentwick

lung.berlin.de/

wohnen/buendnisse/

index.shtml 

F Kultursenator 

Klaus Lederer 

(Linke) äußerte sein 

Bedauern, dass der 

Berliner Mieterver-

ein im Bündnis nicht 

mehr mit dabei war

Das Mietenmoratorium 

war schnell 

    zu Grabe getragen
rate und der Krieg in der Ukraine. 
Vor allem das als Möglichkeit im 
Raum schwebende Mietenmorato-
rium wurde bekämpft. So stellte der 
BBU im Februar 2021 fest, dass we-
gen des Mietendeckels bei seinen 
Mitgliedsunternehmen die Mieten 
beinahe stagnierten. „Wenn die zü-
Ausschließlich unter dem Gesichts-

punkt der Wirtschaftlichkeit begrün-

det der ZIA-Hauptgeschäftsführer 

Oliver Wittke seine Absage an das 

Bündnis. Die dort getroffenen Ent-

scheidungen „müssen unsere Mit-

glieder auch refinanzieren können“.
Für seinen Freibrief an die 

städtischen Wohnungs-

unternehmen zum Bauen und 

Verkaufen erhält Bau senator 

Geisel eine klare Absage von 

Niklas Schenker von den Lin-

ken: „Nicht mit uns!“Fo
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Zur Absicht des Bausenators, kommunalen 

 Wohnungsunternehmen den Bau und Ver-

kauf von Wohnungen zu gestatten, meint 

die wohnungspolitische Sprecherin der 

Grünen, Katrin Schmidberger, „dass da 

mindestens ein Senatsmitglied aus dem 

Ausverkauf der Stadt nichts gelernt hat.“Fo
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Bausenator Andreas 

Geisel hatte anfangs 

ein Mietenmorato-

rium in Aussicht 

gestellt und damit 

viel Sympathie bei 

den Mietern erwor-

ben, musste seine 

Idee aber auf Druck 

der Vermieterseite 

ziemlich schnell 

wieder kassieren
gig steigenden Arbeits-, Bau- und 
Materialkosten nicht auf der Ein-
nahmenseite kompensiert werden 
können, geht das letztlich auf Kos-
ten der Substanz“, klagte BBU-Vor-
ständin Maren Kern. Vor diesem Hin-
tergrund erteilte sie „Überlegungen 
zu einem pauschalen Mietenmora-
torium eine Absage“. 
Auch Deutschlands größter Vermie-
ter Vonovia kündigte noch während 
der Bündnisverhandlungen mit dem 
Senat deutliche Mieterhöhungen an. 
„Wir können nicht so tun, als wenn 
die Inflation an den  Mieten vorbei-
gehen könnte“, erklärte Vonovia-
Chef Rolf Buch. Mieterhöhungen 
seien „unausweichlich“. Stadtent-
wicklungssenator Andreas Geisel 
hat deshalb das von ihm ins Spiel 
gebrachte Mietenmoratorium schon 
im Mai begraben. Angesichts einer 
Inflationsrate von zuletzt sieben 
Prozent sei das nicht machbar, argu-
mentiert er ganz im Sinne der Ver-
mieter – und ließ außer Acht, dass 
Mieter von den rasant steigenden 
Lebenshaltungskosten natürlich ge-
nauso betroffen sind.
Der Senator befürwortet zudem, dass 
die landeseigenen Wohnungsunter-
nehmen künftig auch Eigentumswoh-
nungen bauen und an Selbstnutzer 
verkaufen dürfen. Diese Forderung 
kam von Jörg  Franzen, dem Sprecher 
der landeseigenen Wohnungsunter-
nehmen. Sie wollen mit den Verkäu-
fen Geld einnehmen, um ihre Woh-
nungsbauverpflichtungen erfüllen zu 
können. Allerdings steht eine solche 
Praxis im klaren Widerspruch zur Ko-
alitionsvereinbarung, die besagt, dass 
öffentliche Wohnungen nicht privati-
siert werden dürfen. 
Nach der Unterzeichnung des Bünd-
nisses bröckelten die Vereinbarun-
gen weiter. So stellte der BBU nach 
nur drei Wochen das Neubauziel 
offen in Frage. Bei der Vorstellung 
ihres Jahresberichts sagte BBU-Vor-
ständin Maren Kern: „Ich mache 
ein Fragezeichen an das Ziel, 20 000 
Wohnungen pro Jahr neu zu bauen. 
Das ist für dieses Jahr kaum noch 
machbar.“
Bleibt als Ergebnis des mit viel Vor-
schuss-Lorbeeren von der Regieren-
den Bürgermeisterin versehenen 
Bündnisses, dass wichtige  Akteure 

abgesprungen sind, halbherzige 
Ziele unverbindlich vereinbart und 
kurz danach wieder unter Vorbehalt 
gestellt wurden. Ist dieses Bündnis 
noch zu retten? 
Nach den Worten Giffeys soll die 
Bündnis-Vereinbarung nur der ers-
te Meilenstein für eine langfristige 
Zusammenarbeit der Partner sein. 
Ein Meilenstein bei Betrachtung der 
Ergebnisse war es nicht. Und das 
wird es auch nicht nach der  ersten 
Auswertung, wenn das Bündnis 
im Dezember wieder zusammen-
kommt. 
Der Berliner Mieterverein bleibt dia-
logbereit. Wenn gewünscht, wird er 
sich weiterhin mit Verbesserungsvor-
schlägen einbringen. 
Jens Sethmann

Die Vereinbarungen

     haben ein kurzes 

     Haltbarkeitsdatum
Das von der Regierenden Bürgermeisterin 

Franziska Giffey ausgegebene Bündnis-Motto 

„Kooperation statt Konfrontation“ ist auch ein 

Seitenhieb gegen den erfolgreichen Volks-

entscheid zur Enteignung großer Wohnungs-

konzerne. Giffey stemmt sich vehement ge-

gen die Umsetzung der Vergesellschaftung 

und versucht offensichtlich, diese Frage von 

einer zögerlich aufgestellten Expertenkom-

mission über ein Jahr lang zu Tode diskutie-

ren zu lassen, um gleichzeitig mit dem eili-

gen „Bündnis für Wohnungsneubau und be-

zahlbares Wohnen“ eine alternative Lösung 

zu präsentieren, die niemandem wehtun soll. 

Die Initiative „Deutsche Wohnen & Co ent-

eignen“ will sich davon nicht beirren lassen: 

„Der demokratische Auftrag von mehr als 

 einer Million Berliner Wählerinnen und Wäh-

ler an den Senat war nicht, jene Immobi lien-

konzerne zu hofieren, die die Krise mitver-

ursacht haben, sondern sie zu enteignen“, 

so Sprecherin Gisèle Beckouche. Die Enteig-

nungsinitiative protestiert vor allem gegen 

die Beteiligung von Vonovia und Heimsta-

den. „Börsennotierte Immobilienkonzerne 

sind keine verlässlichen Partner für bezahl-

bares Wohnen“, sagt Beck ouche. 

js

Vergesellschaftung 

weg-kooperieren?
Mit seiner Weigerung, den Bündnis-Text zu 

unterschreiben, nutze der Berliner Mieter-

verein „die prekäre Situation der Regieren-

den Bürgermeisterin rücksichtslos aus, um 

die Lage am Wohnungsmarkt zu eskalie-

ren“, meint Björn Matthias Jotzo, Sprecher 

für Stadtentwicklung und Mieten der FDP. Fo
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Hintergrund

Zu gast auf der 

BMV-Delegierten-

versammlung: die 

staatssekretärin für 

Mieterschutz Ülker 

radziwill zwischen 

den Mitgliedern des 

Vorstandes und der 

geschäftsführung 

des Mietervereins

seine 42ste und E
letzte Delegierten-

versammlung als 

BMV-geschäfts-

führer: reiner Wild 

verabschiedete sich 

unter viel applaus 

in den ruhestand
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BMV-DelegiertenVersaMMlung 2022

abschied unter applaus 
Draußen war schwitzen, drinnen Frösteln im luftstrom der Klimaanlage 
angesagt – unter diesen Bedingungen kamen am 15. august im neuköll-
ner Hotel estrel die 105 gewählten Delegierten der zwölf Mietervereins-
Bezirksgruppen zusammen. Mehr als vier stunden beriet das Vereinsgre-
mium über das zurückliegende geschäftsjahr und stimmte über wichtige 
Belange des Berliner Mietervereins (BMV) ab. 
Zur Eröffnung brachte der Präsi-
dent des Deutschen Mieterbundes 
(DMB), Lukas Siebenkotten, die An-
wesenden mit wohltuenden Worten 
auf Betriebstemperatur. Er lobte den 
BMV als aktivsten Verein im DMB. 
Dann kritisierte er die Unterstützungs -
politik des Bundes in der jetzigen 
Ener giekrise: „Wir brauchen keine 
Zuschüsse für alle Menschen in glei-
cher Höhe, sondern für diejenigen, 
die solche Hilfen nötig haben.“ 
Eher kühl nahmen die Delegierten 
dagegen die Rede von Bausenator 
Andreas Geisel auf. Da der Gast ver-
hindert war, wurde sie von Berlins 
Staatssekretärin für Mieterschutz, 
2022
Ülker Radziwill (SPD), verlesen. Der 
Senator bedaue re, dass der BMV 
den Text des  Wohnungsbündnisses 
nicht unterschrieben habe: „Lieber 
für 100 000 Wohnungen etwas 
schaffen als gar nichts!“ 

Zu viel schaum

BMV-Geschäftsführer Reiner Wild 
konterte – dabei die Regierende 
Bürgermeisterin Franziska Giffey im 
Auge: Der Mieterverein habe sich 
ein Glas gewünscht, dessen Inhalt 
nicht zur Hälfte aus Schaum besteht. 
So sei der Senatsweg, die Mieten 
bei Überschreitung von 30 Prozent 
des Einkommens nur bei Härtefäl-
len zu kappen, keine Lösung: Erfah-
rungsgemäß würden die meisten 
berechtigten Mieterinnen und Mie-
ter ihr Einkommen aus Scham nicht 
offenlegen. Dass der Bausenator 
dem Mieterverein mangelndes Ver-
antwortungsbewusstsein unterstellt 
habe, sei daher unredlich. Man wer-
de dennoch ein konstruktiver Ge-
sprächspartner bleiben. 
Der Vorsitzende des BMV,  Rainer 
Tietzsch, kritisierte vor allem die 
 mangelnde Verbindlichkeit des Bünd-
nisses. Wichtiger seien Gesetze. 
Ob Wiedereinführung der neuen 
Wohnungsgemeinnützigkeit, Neu-
regelung des 2021 vom Bundesver-
waltungsgericht gekippten Vorkaufs-
rechts in Milieuschutzgebieten oder 
die Auflage für Investoren, bei Neu-
bauprojekten mehr Sozialwohnun-
gen zu errichten – Baustellen gebe 
es genug. 
Die Berliner Mieterschaft erwartet 
diesen Einsatz. So wächst der BMV 
nach wie vor, wenn auch mit 1,3 
Prozent weniger als im Geschäftsjahr 
2020 (2,9 Prozent). Immerhin: Kein 
anderer Mieterverein unter dem 
Dach des Mieterbundes hat jährlich 
mehr Beitritte als der BMV, betonte 
Schatzmeisterin Jutta Hartmann. 
Für Reiner Wild war seine 42ste De-
legiertenversammlung die letzte, die 
er als Geschäftsführer des Mieter-
vereins unter viel Applaus in den 
Ruhestand verließ. Am  Rednerpult 
versäumte niemand, seine Verdiens-
te hervorzuheben. „Wir hoffen, auf 
seinen Sachverstand  zurückgreifen 
zu können“, so der Vorsitzende 
Tietzsch. Reiner Wild widersprach 
nicht, zumal er bis Mitte 2023 DMB-
Vizepräsident bleibt. Er verabschie-
dete sich gewohnt bescheiden: „Ich 
hoffe, den Mieterinnen und Mietern 
der Stadt eine Stimme gegeben zu 
haben.“ Diesen Erfolg wolle er nicht 
allein für sich reklamieren. „In Ber-
lin leben 84 Prozent zur Miete, das 
macht die Arbeit etwas leichter.“ 
Sein Wunsch, vor allem an das künf-
tige Dreierteam in der Geschäftsfüh -
rung: Es sollten mehr jüngere Mit-
glieder dafür gewonnen werden, sich 
im BMV zu engagieren. Ein jüngst 
angeschobenes Pilotprojekt in aus-
gewählten Kiezen könnte dafür eine 
Weiche gestellt haben. 
Sebastian Bartels
   

eine satzungsreform und diverse Beschlüsse

Die Delegierten verabschiedeten einstimmig eine Satzungs-
reform, an der ein Jahr lang gefeilt worden war. Die Reform 
regelt zum Beispiel erstmals pauschale Aufwandsentschädi-
gungen für das Ehrenamt. Zudem können nun Nichtmitglie-
der in die Bezirksarbeit und in Ausschüsse des Beirats einbe-
zogen werden. Zudem forderten sie per Beschluss den BMV 
auf, sich beim DMB und beim Berliner Senat für eine re-
striktivere Regelung des Eigenbedarfs einzusetzen,  etwa 
durch einen Kündigungsausschluss für Menschen über 70 
oder bei einer Wohndauer von mehr als zehn Jahren. Ein-
stimmig angenommen wurde auch der Antrag, Nebenkos-
tenabrechnungen größerer privater Bestände auf systema-
tische Fehler hin zu untersuchen.  sb
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Hintergrund

Eine Aufstockung E  

der Heizkosten­

vorschüsse kann bei 

erwarteten heftigen 

Energiepreissteige­

rungen durchaus 

sinnvoll sein

Bei einer Versor­

gung mit gas ist 

die Verteuerung am 

höchsten, betroffen 

sind aber auch 

Fernwärme, 

Öl und kohle
EnErgiEkrisE 

Mancher Zahlungsnotstand  
lässt sich vermeiden
Die explodierenden Heizkosten bereiten vielen Mietern große sorgen. 
Was passiert, wenn man die sicher kommende nachzahlung nicht beglei­
chen kann? Droht eine kündigung? Und wie soll man reagieren, wenn 
der Vermieter vorsorglich eine erhöhte Vorauszahlung fordert? 
Viele Mieter haben Post von ihrem 
Vermieter bekommen. Mit dem va­
gen Hinweis auf die gestiegenen 
Energiepreise wird dort – ohne dass 
bereits eine Abrechnung vorliegt – 
eine höhere Abschlagszahlung ge­
fordert. Doch das muss man nicht 
akzeptieren, wie Sebastian Bartels 
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von der Geschäftsführung des Berli­
ner Mietervereins erklärt. In diesem 
Fall müsste der Vermieter ganz kon­
kret darlegen, zu welchen Einkaufs­
preisen er Gas oder Heizöl bestellt 
hat und wie sich das auf die jeweili­
ge Wohnung auswirkt.  
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Abgesehen von der rein rechtlichen 
Seite kann es aber durchaus Sinn ma­
chen, einem erhöhten Vorschuss zu­
zustimmen. Denn ansonsten droht 
unter Umständen eine happige Nach ­
zahlung, wenn Mitte oder Ende 
nächsten Jahres die Heizkostenab­
rechnung für 2022 kommt. Es gibt 
allerdings Ausnahmen. „Wenn ich 
weiß, dass ich im nächsten Winter 

sicher ist sicher:
das keksdosenprinzip

gar nicht da bin, oder wenn ich vor­
habe, konsequent Heizenergie zu 
sparen, ist eine vorsorgliche Anhe­
bung nicht erforderlich“, sagt Bar­
tels. In solchen Fällen empfiehlt er 
jedoch das „Keksdosenprinzip“, will 
heißen: Man sollte sich vorsorglich 
etwas zur Seite legen, bis die Ab­
rechnung kommt. 
Wer Schwierigkeiten hat, eine Nach­
forderung zu begleichen, sollte ver­
suchen, mit dem Vermieter eine 
Ratenzahlung zu vereinbaren, und 
zwar schriftlich. Ein Anspruch auf 
Ratenzahlung besteht zwar nicht, 
doch einige Wohnungsunternehmen 
haben bereits Kulanz angekündigt. 
Auch auf Kündigungen wegen Zah­
lungsrückstand wollen einige ver­
zichten. Ansonsten gilt: Heizkosten 
sind ein Bestandteil der Miete, und 
sobald eine Monatsmiete Rückstand 
zusammengekommen ist, wird es 
kritisch. Das vom Deutschen Mie­
terbund geforderte Kündigungsmo­
ratorium wird von Teilen der Ampel­
koalition unterstützt, ist aber derzeit 
noch nicht beschlossen. 
Um wieviel teurer das Heizen wird, 
ist schwer vorauszusagen, zumal es 
auch auf die Heizungsart ankommt. 
Betroffen sind fast alle Mieter, egal 
ob mit Gas, Heizöl, Fernwärme oder 
Kohlen geheizt wird. Wer seine Heiz­
kosten nicht an den Vermieter, son­
dern direkt an den Versorger zahlt, 
etwa bei Gasetagenheizungen, hat 
häufig jetzt schon Preiserhöhungen 
erhalten. Hier muss man wegen Ra­
tenzahlungen direkt mit dem Versor­
ger verhandeln.
Eine weitere große Sorge  vieler 
Mieter: Kann die Heizung vom 
Vermieter so weit heruntergefah­
ren werden, dass es nicht mehr 
richtig warm wird? Einige Woh­
nungsunternehmen haben das be­
reits angekündigt. Eine Genossen­
schaft in Sachsen will ihre Mieter 
sogar nur noch stundenweise mit 
Warmwasser versorgen. 
Doch ohne gesetzliche  Grundlage 
ist das eindeutig rechtswidrig. Nach 
wie vor gilt: der Vermieter  schuldet 
bestimmte  Mindesttemperaturen. 
Manchmal sind sie im  Mietvertrag 
festgelegt, ansonsten gelten die Vor­
gaben der  Rechtsprechung. Dem­
nach muss es tagsüber mindes tens 
20 bis 22 Grad sein, nachts mindes­
tens 17 bis 18 Grad.  Allerdings ist 
nicht ganz ausgeschlossen, dass bei 
einer sich verschärfenden Situa tion 
der juristische Tatbestand  „Wegfall 
der Geschäftsgrundlage“ zum Tra­
gen kommt. Das bedeutet: Gibt 
es nicht genug Heizenergie für alle 
Wohnungen, entfällt die Verpflich­
tung. Die Hürden hierfür sind aller­
dings sehr hoch.            Birgit Leiß
   

Untaugliche Alternativen 

Die Angst vor einer kalten Wohnung hat zu einem Ansturm 
auf elektrische Heizlüfter geführt. 600 000 dieser  Geräte 
wurden im ersten Halbjahr 2022 verkauft, das ist ein An­
stieg von 35 Prozent. Die nächste Stromrechnung  könnte 
allerdings ein Schock werden, denn der Verbrauch ist enorm. 
Eine andere absurde Entwicklung: Immer mehr Mieter wol­
len ihre noch vorhandenen Kachelöfen reaktivieren oder sich 
einen Kamin installieren lassen. Doch für beides braucht 
man die Zustimmung des Vermieters. Zudem muss der 
Schornsteinfeger überprüfen, ob ein Anschluss überhaupt 
möglich ist. Abgesehen von der ökologischen Fragwürdig­
keit – Stichwort Feinstaub und CO2­Belastung – gibt es ein 
weiteres Problem: für Kaminöfen existieren im Moment lan­
ge Lieferzeiten.  bl
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Hintergrund

Die Experten­ E  

kommission zeigt An­

laufschwierigkeiten, 

kommissionsvorsit­

zende Herta Däubler­

gmelin bespricht 

sich mit Bausenator 

Andreas geisel

Unterschriften­ E 
sammlung für das 

Volksbegehren
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ExpErtEnkoMMission ZUr VErgEsEllscHAFtUng

Zähe Angelegenheit
Vor fast einem Jahr haben circa 59 prozent der Wählerinnen und Wähler 
für die Vergesellschaftung großer profitorientierter Wohnungskonzerne 
gestimmt. Eine Expertenkommission, die „Möglichkeiten, Wege und Vor­
aussetzungen“ zur Umsetzung des Volksentscheids prüfen soll, trat im 
März erstmals zusammen. Der start war holprig, der Ablauf bleibt zäh. 
n
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Nach dem Erfolg des Volksentscheids 
„Deutsche Wohnen & Co enteignen“ 
hat der rot­grün­rote Senat sich da­
rauf geeinigt, eine Kommission ein­
zusetzen, die ein Jahr lang über die 
Umsetzung der Vergesellschaftung 
berät. Das Ergebnis soll dann die 
Grundlage für die Entscheidung des 
Senats sein.
Die Kommission setzt sich aus 12 
Fachleuten zusammen: SPD, Grüne, 
Linke und die  Enteignungsinitiati ve 
nominierten je drei Personen. Hinzu 
kommt als Vorsitzende die frühere 
Bundesjustizministerin Herta Däub­
ler­Gmelin (SPD). Bei der Senatsver­
022
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waltung für Stadtentwicklung wur ­
de eigens eine Geschäftsstelle für 
die Kommission eingerichtet.
Die erste Sitzung fand noch ohne 
die Abgesandten der Initiative statt, 
weil diese sich lange im Unklaren 
gelassen fühlte. Im April kam die 
Kommission dann zum ersten Mal 

lokale Bedingungen 
nicht allen geläufig

vollzählig zusammen. Im Juni folg­
te eine vierstündige Anhörung von 
sechs externen Sachverständigen zur 
Wohnungssituation. Unter anderem 
sprach der BMV­Geschäftsführer 
Reiner Wild über die Lage am Ber­
liner Mietwohnungsmarkt. Da die 
meisten Experten an auswärtigen 
Hochschulen lehren, sind ihnen nicht 
unbedingt alle Details der hiesigen 
Wohnungskrise geläufig. 
Meinungsverschiedenheiten beste­
hen nach wie vor über die Fragestel­
lung, mit der sich die Kommission 
beschäftigen soll. So will im Senat 
vor allem die SPD darüber diskutie­
ren lassen, ob eine Vergesellschaf­
tung überhaupt durchgeführt wer­
den kann, während die Initiative 
„Deutsche Wohnen & Co enteignen“ 
darauf besteht, dass nur noch darü­
ber gesprochen wird, wie die Verge­
sellschaftung umgesetzt wird – denn 
das Volk hat bereits darüber ent­
schieden, dass sie kommen soll. 
Die Initiative fordert zudem maxi­
male Transparenz. „Die Berliner Be­
völkerung hat ein Recht darauf zu 
erfahren, was mit ihrem Volksent­
scheid passiert“, sagt die Spreche­
rin der Initiative Gisèle Beckouche. 
Lange gab es nicht einmal Informa­
tionen zu den Sitzungsterminen und 
den Tagesordnungen. Erst am 22. 
Juli, nach dem vierten Treffen, hat 
die Geschäftsstelle eine Homepage 
freigeschaltet, auf der man die ge­
planten Termine sowie Dokumente 
und Protokolle der vergangenen Sit­
zungen finden kann. Die Protokolle 
werden aber anonymisiert. Als Au­
ßenstehender kann man also nicht 
nachvollziehen, wer in der Diskus­
sion welche Meinung vertreten hat. 
Die Kommission will sich nun mo­
natlich bis zum April 2023 treffen, 
wenn nötig auch noch im Mai und 
Juni. Ob dann eine eindeutige Emp­
fehlung ausgesprochen wird, ist an­
gesichts der weit auseinander liegen­
den Positionen fraglich. Am Ende 
muss der Senat entscheiden, wie er 
den Auftrag zur Vergesellschaftung 
umsetzt.                Jens Sethmann
   

Dokumente eines erfolgreichen Volksentscheids

Die Initiative „Deutsche Wohnen & Co enteignen“ lässt in 
einem Buch die erfolgreiche Kampagne noch einmal Revue 
passieren und dokumentiert die ersten Ideen für das Volks­
begehren, Positionspapiere, Gesetzentwürfe, Gutachten und 
Finanzierungsmodelle. Aktivisten und Unterstützer berich­
ten, warum sie sich für die Initiative einsetzen – darunter 
auch Reiner Wild vom Berliner Mieterverein. Das Buch legt 
einen Schwerpunkt auf die bevorstehende Umsetzung des 
Volksentscheids: Wie können die zu enteignenden Woh­
nungsbestände rechtssicher bestimmt werden? Wie hoch 
muss die Entschädigung sein, und wie kann sie finanziert 
werden? Die Expertenkommission muss bei diesen Fragen 
nicht bei Null anfangen. Jedem Mitglied wurde ein Vorab­
Exemplar des Buchs überreicht.  js
L Informationen 
zur Arbeit der Ex-
pertenkommission:

www.berlin.de/
kommission­
vergesellschaftung/ 

Deutsche Wohnen & 

Co enteignen (Hg.): 

Wie Vergesellschaf-

tung gelingt – Zum 

Stand der Debatte, 

Parthas Verlag, 

Berlin 2022, 296 

Seiten, 20 Euro
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Die Polizeikräfte 

waren in den Lichten-

hagener Brandnäch-

ten im august 1992 

viel zu schwach, um 

gegen die circa 200 

gewalttätigen ran-

dalierer vorzugehen 

– und bis zu 2000 

„Zaungäste“ feierten 

die mordanschläge 

als Volksbelustigung 

mit Bier und Pommes Fo
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30 Jahre Lichtenhagen-Pogrom

mordversuche mit catering
Vor 30 Jahren, zwischen dem 22. und 25. august 1992, wütete im ros-
tocker Stadtteil Lichtenhagen ein mob von bis zu 3000 Leuten gegen ein 
von asylbewerbern und vietnamesischen Vertragsarbeitern bewohntes 
haus, ohne dass Polizei und Politik die Bewohner schützten. es war der 
massivste Pogrom in Deutschland nach dem Zweiten Weltkrieg und hat 
das Vertrauen von Zugewanderten und einheimischen in den deutschen 
Staat nachhaltig erschüttert.

L Seit 2015 fördert 
die Stadt Rostock das 

Dokumentationszen-

trum „Lichtenhagen 

im Gedächtnis“:

www.lichten
hagen-1992.de 
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Das Sonnenblumen-

mosaik ist das 

unverwechselbare 

Kennzeichen des 

inzwischen sanierten 

hauses – und ruft 

nach 30 Jahren auch 

bei den nicht unmit-

telbar Betroffenen 

Beklommenheit aus
Das Sonnenblumenhaus – benannt 
nach einem auffälligen Fassaden-
mosaik – ist ein elfgeschossiger Plat-
tenbau mit sieben Aufgängen. Zwei 
der Aufgänge gehörten seinerzeit 
der Seehafen Rostock GmbH, die 
hier zu DDR-Zeiten vietnamesische 
Vertragsarbeiter untergebracht hat-
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te. Nach der Wende wurde ein Auf-
gang zur Zentralen  Aufnahmestelle 
für Asylbewerber (ZASt) des  Landes 
Mecklenburg-Vorpommern umge-
wandelt. Die Asylbewerber  sollten 
hier kurzzeitig aufgenommen und 
dann auf andere Unterbringungs-
orte im Land verteilt werden. Die 
Kapazität reichte jedoch nicht aus. 
Notgedrungen kampierten viele 
Schutzsuchende auf der Wiese vor 
dem Haus. Eine Verbesserung der 
unwürdigen Situation, etwa durch 
das Aufstellen von mobilen Toilet-
ten, lehnte die Stadt ab. „Je besser 
wir die unterbringen, um so größer 
ist der Andrang neuer Asylbewerber 
am nächsten Tag“, sagte Rostocks 
Innensenator Peter Magdanz (SPD). 
Die lange geplante Verlegung der 
ZASt in eine leerstehende Kaserne 
wurde immer wieder verschoben.
Aus Kreisen der Parteien DVU und 
NPD tauchten in hohen Auflagen 
Flugblätter auf, die ultimativ forder-
ten, die ZASt bis zum 23. August zu 
räumen. Ansonsten wolle man „das 
Asylantenproblem selbst in die Hand 
nehmen“.
Am Abend des 22. August, einem 
Samstag, versammelten sich bis zu 
2000 Menschen vor dem Sonnen-
blumenhaus. Imbissbuden und Bier-
stände wurden aufgebaut. Etwa 200 
Randalierer skandierten „Deutsch-
land den Deutschen, Ausländer 
raus!“, „Sieg heil!“ und begannen 
die Fenster der ZASt mit Steinen ein-
zuwerfen. Die viel zu schwachen 
Polizeikräfte wurden gewaltsam zu-
rückgeschlagen. Am nächsten Tag 
trafen bekannte Rechtsextremisten 
aus ganz Deutschland in Rostock 
ein. Am Abend gingen die Ausschrei-
tungen unter dem Gejohle der Um-
stehenden weiter. 
Am Montag, dem 24. August wur-
de die ZASt evakuiert. Am Abend 
herrschte Volksfeststimmung. Nun 
richteten sich die Angriffe gegen 
den von Vietnamesen bewohnten 
Aufgang. Mit Molotow-Cocktails 
wurde das Erdgeschoss in Brand ge-
setzt, während sich rund 120 ehema-
lige Vertragsarbeiter, einige Wach-
leute, der Ausländerbeauftragte der 
Stadt und ein Fernsehteam des ZDF 
im Haus aufhielten. Der alarmierten 

„Jubel, als menschen
um ihr Leben bangen“

Feuerwehr versperrten die Zuschauer-
massen absichtlich die Zufahrt. Die 
Polizei zog sich zeitweise völlig zu-
rück und überließ die Bewohner 
ih rem Schicksal. Sie konnten sich 
aus dem brennenden Haus nur mit 
 Mühe über das Dach vor dem Tod 
retten, nachdem sie zwei verriegelte 
Türen aufgebrochen hatten. „Tau-
sende jubeln, als Menschen um ihr 
Leben bangen“, fasst der Rostocker 
Politikwissenschaftler Thomas Pren-
zel zusammen.
Nach drei Tagen hatten die Rech-
ten ihr Ziel erreicht. Die ZASt war 
geräumt, die Vietnamesen wurden 
außerhalb untergebracht. Keiner von 
ihnen erhielt irgendeine Entschädi-
gung oder auch nur eine  offizielle 
Entschuldigung. Die allermeisten 
wurden abgeschoben.
Verstörend war nicht nur, wie offen 
die Rechtsradikalen ihren rassistis-
chen Menschenhass ausgelebt ha-
ben und wie viele Bürger Mordan-
schläge als Volksbelustigung feier-
ten, sondern auch die Reaktionen 
der Politik. Ministerpräsident Berndt 
MieterMagazin 9/2022
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F Folgetat: Bei ei-

nem rechtsradikalen 

Brandanschlag 

in Solingen im 

Jahr 1993 verlor 

mevlüde genç 

fünf Familien-

angehörige
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Seite (CDU) und CDU-Generalse-
kretär Peter Hintze wollten Linksra-
dikalen und Autonomen eine Mit-
schuld in die Schuhe schieben. Bun-
deskanzler Helmut Kohl (CDU) be-
hauptete, die Ausschreitungen sei-
en von der Stasi angezettelt und ge-
lenkt worden. Die Union nutzte den 
Pogrom sogar als Argument für die 
Einschränkung des Asyls: „Die Vor-
fälle der vergangenen Tage machen 
deutlich, dass eine Ergänzung des 
Asylrechts dringend erforderlich ist, 
weil die Bevölkerung durch den un-
gebremsten Zustrom von  Asylanten 
überfordert wird“, sagte Berndt Sei-
te. 

asyldebatte – 
ein nährboden der gewalt

Die Debatte um „Asylbetrug“ und 
„Wirtschaftsflüchtlinge“ wurde in 
der Bundesrepublik schon seit den 
frühen 1980er Jahren von konser-
vativen Zeitungen und Parteien im-
mer wieder angefacht. CDU und 
CSU forderten eine Änderung des 
Asylrechts, um „Scheinasylanten“ 
zurückweisen zu können. Profitiert 
haben davon die Rechtsaußen-Par-
teien DVU und Republikaner, die in 
mehrere Landesparlamente einzo-
gen. Bei der West-Berliner Abgeord-
netenhauswahl 1989 erreichten die 
Republikaner einen Stimmenanteil  
von 7,5 Prozent.
Nach dem Mauerfall war die „Asyl-
debatte“ im Osten ein guter Nähr-
boden für rassistische Gewalt. Wäh -
MieterMagazin 9/2022
rend viele Menschen ihren Arbeits-
platz verloren und die Wohnungs-
mieten rasch auf Westniveau anstie-
gen, kamen aus Rumänien und dem 
kriegsgeschüttelten Jugoslawien 
Ge flüchtete, denen ein kriminelles 
Leben in Saus und Braus auf Staats-
kosten angedichtet wurde. Rassis-
tische Einstellungen hatten einen 
großen Zulauf.
Der Rostocker Pogrom war nicht 
der erste. Im September 1991 at-
tackierten Neonazis im sächsischen 
Hoyerswerda ein Vertragsarbeiter-
wohnheim und ein Geflüchteten-
heim mit Steinen und Brandflaschen. 
Die Polizei griff kaum ein, während 
bis zu 500 Menschen teils Beifall 
klatschend dabeistanden. Nach drei 
Tagen wurden die Wohnheime eva-
kuiert und die meisten Bewohner 
direkt abgeschoben. Die Neonazis 
bejubelten Hoyerswerda daraufhin 
als „erste ausländerfreie Stadt“. 
Die Pogrome von Hoyerswerda und 
Rostock waren Vorbilder für eine 
lange Reihe fremdenfeindlicher An-
griffe in ganz Deutschland. Sie gip-
felten in zwei tödlichen Brandanschlä-
gen. Im schleswig-holsteinischen 
Mölln setzten Neonazis in der Nacht 
auf den 23. November 1992 ein von 
zwei türkischen Familien bewohntes 
Haus in Brand – zwei Kinder und 
ihre Großmutter starben, neun Be-
wohner wurden schwer verletzt. Am 
frühen Morgen des 29. Mai 1993 – 
drei Tage nachdem der Bundestag 
die umstrittene Einschränkung des 
Asylrechts beschlossen hatte – zün-
deten Rechtsextremisten in Solingen 
das Haus der türkischstämmigen Fa-
milie Genç an. Drei Kinder und zwei 
Frauen kamen in den Flammen um, 
17 Bewohner erlitten zum Teil lebens-
gefährliche Brandverletzungen und 
Rauchgasvergiftungen.
Rostock, Hoyerswerda, Mölln und 
Solingen sind nur einige der Orte, an 
denen es zu solchen Angriffen kam. 
Allein 1992 wurden in Deutschland 
28 Menschen von rechten Gewalttä-
tern getötet. Insbesondere in vielen 
ostdeutschen Orten gaben Rechts-
extreme auf der Straße den Ton an. 
Jens Sethmann
   

Die Unverletzlichkeit der Wohnung

Angriffe auf Wohnhäuser bedrohen nicht nur Leib und Le-
ben der Bewohnerinnen und Bewohner, sie nehmen ihnen 
auch die Sicherheit, in ihren privaten Räumen geschützt zu 
sein. Im Grundgesetz hat daher die Unverletzlichkeit der 
Wohnung (Artikel 13) einen hohen Stellenwert. Der Artikel 
schützt die Bürger vor allem vor unberechtigten Durchsu-
chungen und Lauschangriffen durch staatliche Stellen, ver-
pflichtet den Staat aber auch dazu, zu verhindern, dass die 
Wohnungen der Bürger durch andere verletzt werden.
Aufsehen hatten im Herbst 2021 Gegner von Corona-Maß-
nahmen erregt, als sie in großen Gruppen mit Fackeln, Tril-
lerpfeifen und Trommeln vor die Wohnhäuser von sächsi-
schen und mecklenburgischen Landespolitikerinnen zogen. 
Die Aufzüge hätten – wenn sie als Demonstrationen ange-
meldet worden wären – von der Polizei verboten werden 
müssen. Auch wenn die Wohnung selbst nicht angegriffen 
wurde, verstoßen solche bedrohlichen Einschüchterungs-
versuche gegen die Unverletzlichkeit der Wohnung, denn 
sie zielen eindeutig darauf ab, in der vermeintlich sicheren 
Wohnung Angst zu verbreiten.
Nach einem ähnlichen Muster verfährt auch eine Neuköll-
ner Neonazi-Gruppe, die Häuser von Leuten, die sich gegen 
Nazi-Aufkleber und -Wurfzettel wehren, mit Hakenkreuzen 
beschmiert. Damit signalisieren die Nazis: Wir wissen, wo 
ihr wohnt. Das ist für die Betroffenen bedrohlich.  
js
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Die gerichtliche Ver-

tretung eines BMV-

Mitglieds übernimmt 

ein Rechtsanwalt oder 

eine Rechtsanwältin, 

die nicht beim Mieter-

verein angestellt ist –  

welche(r), bestimmt 

das Mitglied
BMV-DienStleiStungen

Anwaltswechsel meist nicht ratsam 
im Falle einer gerichtlichen Auseinandersetzung können sich Mitglieder 
des Berliner Mietervereins (BMV) durch eine Anwältin oder einen Anwalt 
ihrer Wahl vertreten lassen. Doch was ist, wenn man nach kurzer Zeit 
mit seiner Wahl unzufrieden ist und den Beistand wechseln möchte? 
Über die Prozesskostenversiche-
rung haben BMV-Mitglieder nach 
einer dreimonatigen Wartezeit bei 
Bedarf Anspruch auf eine rechtli-
che Vertretung vor Gericht. „Wir 
geben den Mitgliedern eine  Liste 
mit rund 80 Anwältinnen und An-
wälten in die Hand, aber man kann 
auch einen Rechtsbeistand neh-
men, der nicht auf der Liste steht“, 
erklärt Sebastian Bartels von der 
BMV-Geschäftsführung. Der große 
Vorteil der in der Liste aufgeführten 
sogenannten Vertragsanwälte, mit 
denen der BMV  zusammenarbeitet: 
Sie haben alle einen Arbeitsschwer-
punkt im Mietrecht. Außerdem 
kennen sie das Procedere in der 
Zusammenarbeit mit dem BMV 
und wissen zum Beispiel, was bei 
einer Kostendeckungsanfrage an 
die Rechtsschutzversicherung des 
Deutschen Mieterbundes (DMB) zu 
beachten ist. Entscheidet man sich 
trotzdem für einen anderen Anwalt 
oder eine andere Anwältin, sollte 
man unbedingt darauf achten, dass 
diese auf Mietrecht spezialisiert sind, 
empfiehlt Bartels. 
Doch was tun, wenn man mit der 
Arbeit des Juristen im weiteren Ver-
lauf nicht zufrieden ist? „Die häu-
figsten Beschwerdegründe sind, dass 
es zu langsam vorangeht oder dass 
sich der Anwalt nicht genügend ein-
setzt“, erklärt Bartels. Statt sofort zu 
einem anderen Anwalt zu wechseln, 
sollte man seinen Unmut klar und 
sachlich äußern. Ein „Anwalts-Hop-
ping“ ist nicht empfehlenswert, denn 
pro Instanz übernimmt die Rechts-
schutzversicherung nur die Kosten 
für einen Anwalt. Hat der erste An-
walt seine Rechnung bereits an die 
Versicherung geschickt, müsste man 
im Falle eines Wechsels im laufen-
den Verfahren den zweiten Anwalt 
aus eigener Tasche zahlen. Sobald 
jedoch eine Instanz abgeschlossen 
ist, kann man problemlos wechseln. 
Das Mandat bezieht sich immer nur 
auf eine Instanz. Gut zu wissen: Bei 
anwaltlichen Fehlern – die vorkom-
men können – hat der Mandant ei-
nen Haftungsanspruch.  
Und wie verhält es sich, wenn man 
als Mitglied mit einem Rechtsberater 
nicht zufrieden ist? Hier ist ein Be-
arbeiterwechsel auf Aus  nahmefälle 
beschränkt, wie Stefan Schetschor-
ke, Leiter des BMV-Rechtsabteilung, 

Den BMV-Rechtsberater
kann man nicht aussuchen

erklärt. Der Grund: „Wir haben häu-
serbezogene Zuständigkeiten, das 
heißt, es müssten dann auch all die-
jenigen zu einem neuen Berater 
wechseln, die mit dem alten zufrie-
den sind.“ Hinzu kommt: Häufig hat 
der Frust eines Mitglieds gar nichts 
mit dem zuständigen Berater zu tun. 
Schetschorke: „Wir sind keine Zau-
berer – manchmal müssen wir Mit-
gliedern auch einfach sagen, dass 
wir keine Erfolgsaussichten für ihre 
Ansprüche sehen.“ 
Grundsätzlich gilt: Der Wunsch nach 
einem anderen Berater wird sorg-
fältig geprüft, wobei beide Seiten 
angehört werden. „Wir versuchen 
zu vermitteln und tatsächlich lassen 
sich viele Konflikte in einem ruhigen 
Gespräch lösen“, so Bartels. Mit-
glieder des BMV haben Anspruch 
auf eine bestmögliche juristische 
Vertretung – nicht jedoch auf einen 
bestimmten Rechtsberater.
Birgit Leiß 

Das Mandat bezieht sich immer nur 
   

Mit dem Drei-Stufen-Modell zum Recht

Erster Schritt bei Mietrechtsproblemen: Man wendet sich 
an eine der Beratungsstellen des BMV. Ist eine weitere Be-
arbeitung notwendig, insbesondere die Übernahme von 
Schriftverkehr, wird man von dort an die  Geschäftsstelle in 
der Spichernstraße überwiesen. Die dortigen Rechtsbera-
ter sind Voll-Juristen, übernehmen jedoch nur die vorpro-
zessuale Beratung. Landet der Rechtsstreit vor Gericht, be-
auftragt man eine Anwältin oder einen Anwalt. Sofern man 
bereits seit mindestens drei Monaten Mitglied ist und es 
sich auch nicht um einen bei Eintritt bereits schwelenden 
Konflikt handelt, werden die Kosten dafür vollständig von 
der Rechtsschutzversicherung übernommen. Eine weitere 
wichtige Bedingung: Man muss vorab eine Beratung beim 
BMV in Anspruch genommen haben.  
bl
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Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes

Die kompletten Entscheidungen finden 
Sie im Internet unter www.berliner-
mieterverein.de/mietrecht/recht
sprechung.htm. Diese Beiträge sind 
gekennzeichnet mit  . Im Internet 
haben Sie durch die komfortable Such-
funktion einen bequemen Zugriff auf 
die seit Januar 2001 veröffentlichten 
Entscheidungen und Aufsätze.
Benennung von Hinweisgebern
Zur Beschränkung des Auskunftsrechts über die Her-
kunft von Daten gemäß Art. 15 Abs. 1 Halbsatz 2 lit. g 
DS-GVO durch datenschutzrechtlich geschützte Inter-
essen Dritter. 
BGH vom 22.2.2022 – VI ZR 14/21 – 

 Langfassung im Internet

Mit Schreiben vom 31. Juli 2019 teilte die Vermieterin 
dem Mieter Folgendes mit: „Aufgrund von Beschwer­
den über starke Geruchsbelästigung und Ungeziefer im 
Treppenhaus möchten wir eine Begehung Ihrer Woh­
nung durchführen. Unser Mitarbeiter, Herr K., wird am 
Donnerstag, den 15.8.2019 um 10 Uhr die Wohnungs­
besichtigung durchführen.“ Nach dem genannten Ter-
min erhielt der Mieter ein Schreiben der Vermieterin 
folgenden Inhalts: „Leider haben wir die an Sie vermie­
tete Wohnung am 15.8.2019 in einem verwahrlosten 
Zustand vorgefunden. Da Sie in einer Hausgemeinschaft 
wohnen und wir für Ihre Mitbewohner Sorge tragen, 
erwarten wir, dass Sie umgehend eine Reinigung und 
Entrümpelung der Wohnung vornehmen.“ Die Vermie-
terin kündigte eine erneute Wohnungsbesichtigung 
zur Überprüfung der Reinigungsarbeiten für den 18.9. 
2019 an. Mit Schreiben vom 19.8. und 9.9.2019 ver-
langte der Mieter unter Verweis auf die Datenschutz-
Grundverordnung Auskunft darüber, „welcher seiner 
Mitbewohner sich über ihn beschwert haben soll.“ Da-
rauf antwortete die Vermieterin dem Mieter: „Die Be­
schwerden bezüglich der Wohnung P. wurden revidiert 
und es wurde berichtet, dass vor kurzem die Wohnung 
gereinigt wurde. Der Termin am 18.9.2019 für die Woh­
nungsbesichtigung durch den Vermieter wäre somit 
hinfällig. Im Interesse der Hausgemeinschaft schlagen 
wir vor, die Angelegenheit ruhen zu lassen.“ 
Dem wollte der Mieter nicht folgen. Stattdessen erhob 
er Klage, gestützt auf Art. 15 Abs. 1 DS-GVO, auf Aus -
kunft über die bei der Vermieterin verarbeiteten, ihn be-
treffenden personenbezogenen Daten, einschließlich der 
Auskunft darüber, welcher seiner Mitbewohner sich 
über ihn beschwert haben soll.
22
Landgericht und Oberlandesgericht wiesen die Klage ab.
Der BGH hob das Urteil des OLG auf und verwies den 
Rechtsstreit zur erneuten Befassung dorthin zurück, weil 
das OLG die Interessen des Mieters einerseits und die 
des Hinweisgebers andererseits nicht richtig abgewogen 
hätte.
Gemäß Art. 15 Abs. 1 Halbsatz 1 DS-GVO habe die be-
troffene Person das Recht, von dem Verantwortlichen 
eine Bestätigung darüber zu verlangen, ob sie betref-
fende personenbezogene Daten verarbeitet werden. Sei 
dies der Fall, habe sie gemäß Halbsatz 2 ein Recht auf 
Auskunft über diese Daten und gemäß Halbsatz 2 lit. g 
ein Recht auf alle verfügbaren Informationen über die 
Herkunft der Daten, wenn die personenbezogenen Da-
ten nicht bei der betroffenen Person erhoben worden 
seien. 
Bei den Informationen über „starke Geruchsbelästigung 
und Ungeziefer im Treppenhaus“ unter Bezugnahme 
auf die Wohnung des Mieters, über deren Herkunft der 
Mieter informiert werden möchte, handele es sich um 
„personenbezogene Daten“ im Sinne von Art. 4 Nr. 1 
Halbsatz 1 DS-GVO.
Die genannten personenbezogenen Daten habe die Ver-
mieterin in ihrem Schreiben vom 31.7.2019 verwendet, 
in welchem sie „aufgrund von Beschwerden über starke 
Geruchsbelästigung und Ungeziefer im Treppenhaus“ ei-
ne Besichtigung der Wohnung des Mieters angekündigt 
habe. Spätestens damit habe sie die Daten im Sinne von 
Art. 4 Nr. 2 DS-GVO verarbeitet. 
Das Auskunftsrecht des Art. 15 Abs. 1 Halbsatz 2 lit. g 
DS-GVO bestehe jedoch nicht einschränkungslos. Viel-
mehr könne das Auskunftsrecht auch durch Rechte und 
Freiheiten anderer Personen eingeschränkt sein. Daher 
seien das Auskunftsinteresse des hier betroffenen Mie-
ters und das Geheimhaltungsinteresse des Hinweisge-
bers gegeneinander abzuwägen. Gemäß § 29 Abs. 1 
Satz 2 BDSG bestehe das Recht auf Auskunft der be-
troffenen Person gemäß Art. 15 DS-GVO nicht, soweit 
durch die Auskunft Informationen offenbart würden, 
die nach einer Rechtsvorschrift oder ihrem Wesen nach, 
insbesondere wegen der überwiegenden berechtigten 
Interessen eines Dritten, geheim gehalten werden müs-
sen. Informationen, die ihrem Wesen nach einer Ge-
heimhaltungspflicht unterliegen können, können auch 
personenbezogene Daten eines Dritten sein.
Allerdings führe allein der Einwand der auf Auskunft in 
Anspruch genommenen Vermieterin, dem Hinweisgeber 
Vertraulichkeit zugesichert zu haben, noch nicht zum 
Recht, dem Auskunftsersuchenden die Information zu 
verweigern, ebenso wenig ein pauschaler Verweis auf 
das Schutzbedürfnis des Hinweisgebers. Vielmehr habe 
das Interesse an der Geheimhaltung des Hinweisgebers 
gegenüber dem Auskunftsinteresse regelmäßig dann 
zurückzutreten, wenn der Hinweisgeber wider besseres 
Wissen oder leichtfertig unrichtige Angaben zu perso-
nenbezogenen Daten der betroffenen Person gemacht 
habe. 
Aber auch wenn die Angaben „nur“ objektiv falsch wa-
ren – der Hinweisgeber also nicht böswillig gehandelt 
27

https://www.berliner-mieterverein.de/mietrecht/rechtsprechung.htm
https://www.berliner-mieterverein.de/recht/bgh/benennung-von-hinweisgebern.htm


MIETRECHT

28
habe – könne das Auskunftsinteresse überwiegen, näm-
lich dann, wenn die unzutreffenden Angaben die Rechte 
der betroffenen Person beeinträchtigen und dieser An-
sprüche auf Schadensersatz und Unterlassung gegen den 
Hinweisgeber zustehen können.
Dies sei – wie vorliegend – bei einer unwahren Tatsachen-
behauptung, die anders als in der Regel eine wahre Tatsa-
chenbehauptung nicht hingenommen werden müsse, un-
abhängig vom Verschulden des Hinweisgebers regelmäßig 
der Fall. Durch die Auskunft über die Identität des Hin-
weisgebers werde der Auskunftsberechtigte dann in die 
Lage versetzt, solche Ansprüche gegen die Person, von 
der die unrichtigen Daten herrührten, geltend zu machen. 
Danach sei nicht davon auszugehen, dass durch die 
vom Mieter verlangte Auskunft über die Herkunft der 
von der Vermieterin verarbeiteten personenbezogenen 
Daten („starke Geruchsbelästigung und Ungeziefer im 
Treppenhaus“ mit Bezug zur Wohnung des Klägers) die 
Rechte und Freiheiten des Hinweisgebers beeinträchtigt 
würden. Denn die Offenlegung der Identität des Hin-
weisgebers gegenüber dem Mieter wäre zur Wahrung 
des berechtigten Interesses des Mieters, nämlich seines 
Rechtes auf Auskunftserteilung gemäß Art. 15 Abs. 1 
Halbsatz 2 lit. g DS-GVO, erforderlich. Die Interessen 
oder Grundrechte und Grundfreiheiten des Hinweisge-
bers, die den Schutz personenbezogener Daten erfor-
dern, überwögen demgegenüber nicht. 
Eine etwaige Erwartung des Mitbewohners, dass seine 
Beschwerde über angebliche Störungen der Hausord-
nung vertraulich behandelt werde, genüge jedenfalls 
dann nicht, wenn seine Beschwerde unrichtige Tatsa-
chenbehauptungen zum Gegenstand gehabt habe. 
Letztlich könne der Vermieter die Auskunft auch nicht 
mit Verweis darauf verweigern, dass es ihm bei der Of-
fenlegung von Hinweisgebern nicht möglich sei, seine 
Aufgaben effektiv und sachgerecht zu erfüllen, insbe-
sondere Ordnung und Frieden in der Hausgemeinschaft 
zu erhalten. Es bestehe auch nicht die Gefahr, dass kei-
ne Missstände mehr angezeigt würden, denn Hinweise 
ließen sich auch anonym erteilen.

Sozialer Wohnungsbau
Die in § 10 Absatz 1 WoBindG beschriebenen formel-
len Anforderungen an ein Mieterhöhungsverlangen 
werden durch § 4 Absatz 7 Satz 1 NMV ausgefüllt und 
konkretisiert. Der von § 10 Abs. 1 Satz 2 WoBindG ge-
forderten Erläuterung des Mieterhöhungsverlangens 
kommt der Vermieter bereits dann ausreichend nach, 
wenn er die Gründe, aus denen sich die laufenden Auf-
wendungen erhöht haben, und die auf die einzelnen 
laufenden Aufwendungen entfallenden Beträge angibt. 
BGH vom 6.4.2022 – VIII ZR 246/20 – 

 Langfassung im Internet

Es ging in dem Rechtsstreit unter anderem um die Frage, 
ob eine Mieterhöhungserklärung nach Modernisierung 
im Sozialen Wohnungsbau wegen mangelnder Erläute-
rung formell unwirksam ist oder nicht.
Der Vermieter hatte dem Mieter mitgeteilt, dass sich die 
zu zahlende Grundmiete infolge der Modernisierungs-
maßnahmen nach den Vorschriften der II. Berechnungs-
verordnung sowie des Wohnungsbindungsgesetzes zum 
1. Juli 2016 um 59,44 Euro von 605,37 auf 664,81 Euro 
monatlich erhöhe. Dem Schreiben waren mit „Mietan-
hebung zum 01.07.2016“ bezeichnete Unterlagen bei-
gefügt, in dem die Modernisierungsmaßnahmen und die 
angefallenen Gesamtbaukosten (679.297,32 Euro bezie-
hungsweise 182.017,23 Euro) aufgeführt waren sowie 
die Mietanhebung berechnet wurde. Dabei wurden un-
ter anderem bei den jährlichen Aufwendungen „1,5152 % 
AfA von 679.297,32 Euro Baukosten = 10.292,38 Eu ro“ 
sowie „1,5152 % AfA von 182.017,23 Euro = 2757,84 
Euro“ angesetzt. 
Der Mieter hielt die Mieterhöhungserklärung aus for-
mellen Gründen für unwirksam, weil der Vermieter den 
Ansatz einer Abschreibung (AfA) von 1,5152 % der 
Gesamtbaukosten, die den gesetzlichen Regelsatz der 
Abschreibung (1 %) übersteigt, in dem Schreiben nicht 
näher erläutert habe.
Das sah der BGH anders. Er bestätigt seine fast vierzig 
Jahre zurückliegende Grundsatzentscheidung (BGH vom 
11.1.1984 – VIII ARZ 10/83 –).
Sinn und Zweck der Regelung des § 10 Absatz 1 Wo-
BindG sei es, den Mieter darüber zu informieren, wes-
halb die Miete erhöht wird (hier: Erhöhung der laufen-
den Aufwendungen wegen Modernisierung). Aus der 
dem Mieterhöhungsverlangen beizufügenden Wirt-
schaftlichkeitsberechnung oder einem die laufenden 
Aufwendungen des Vermieters ausweisenden Auszug 
könne der Mieter ersehen, ob sich der Vermieter auch 
mit der erhöhten Miete noch im Rahmen der ihm durch 
§ 8 Absatz 1 WoBindG auferlegten Verpflichtung halte, 
die Wohnung nicht gegen ein höheres Entgelt zum Ge-
brauch zu überlassen, als zur Deckung seiner laufenden 
Aufwendungen erforderlich sei. 
Der Umstand, dass nach § 10 Absatz 1 Satz 2 Wo-
BindG die Mieterhöhung nicht nur zu berechnen, 
sondern auch zu erläutern sei, bedeute nicht, dass 
jeder einzelne Schritt der Berechnung so detailliert zu 
begründen sei, dass der Mieter bereits hierdurch über 
sämtliche Informationen verfüge, um abschließend 
prüfen zu können, ob die Mieterhöhung sachlich be-
rechtigt sei. Dies ergebe sich zum einen aus der die 
Vorschrift des § 10 Absatz 1 Satz 2 WoBindG ausfül-
lenden Bestimmung des § 4 Absatz 7 Satz 2 NMV, wo-
nach für die Erläuterung im Sinne der erstgenannten 
Regelung die Angabe der Gründe für die Erhöhung der 
einzelnen laufenden Aufwendungen und der hierauf 
entfallenden Beträge ausreichend sei. Zum anderen 
folge dies daraus, dass das Gesetz in § 8 Absatz 4 
Satz 1 WoBindG, § 29 Absatz 1 NMV dem Mieter zur 
Deckung seines Informationsinteresses zusätzlich ein 
jederzeitiges, an keine weiteren Vor aussetzungen ge-
knüpftes Auskunfts- und Einsichtsrecht gewähre und 
der Vermieter im Hinblick auf seine gemäß Art. 14 GG 
geschützten Interessen an der Erzielung einer zulässi-
gen Kostenmiete nicht vor zu hohe formelle Anforde-
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rungen an die Berechnung und Erläuterung der Miet-
erhöhung gestellt werden dürfe. 
Den danach zu stellenden Erläuterungsanforderungen 
würden das Schreiben des Vermieters und die ihm ange-
fügten Unterlagen im vorliegenden Fall gerecht. 
Ein Hinweis auf die Abweichung des Satzes für die Ab-
setzung für Abnutzung (AfA) von dem gesetzlichen 
Re gelsatz oder gar eine nähere Begründung für die In-
anspruchnahme eines höheren Abschreibungssatzes sei 
weder nach dem Wortlaut der Vorschriften des § 10 
WoBindG, § 4 Abs. 7 NMV noch aufgrund der nach der 
Zielsetzung dieser Bestimmungen gebotenen Abwägung 
der beiderseitigen Interessen geboten gewesen. Davon 
abgesehen, dass der bloße Umstand einer Abweichung 
vom Regelsatz noch nicht mit einem wirklichen Erkennt-
nisgewinn verbunden sei, weil er nichts darüber besagt, 
ob die Inanspruchnahme eines höheren Satzes berech-
tigt sei, könne die weitere Aufklärung des Mieters ohne 
Weiteres durch Geltendmachung des ihm jederzeit er-
öffneten Auskunfts- und Einsichtsrechts (§ 8 Abs. 4 Satz 1 
WoBindG, § 29 Absatz 1 NMV) erfolgen. Das Gesetz 
verlange dem Mieter insoweit eine gewisse Eigeninitia-
tive ab. Wollte man die sachliche Begründung für den 
Ansatz einer vom Regelsatz abweichenden Abschrei-
bung beziehungsweise die Erteilung eines Hinweises 
hinsichtlich des Ansatzes eines höheren Abschreibungs-
grundsatzes zu den Anforderungen an die formelle Wirk-
samkeit der Mieterhöhung erheben, würde dem Ver-
mieter die Durchsetzung seines Anspruchs auf eine ge-
setzlich zulässige Erhöhung der Kostenmiete erschwert, 
ohne dass dies zum Schutz des Informationsinteresses 
des Mieters gerechtfertigt wäre. 
Die Frage, ob der Vermieter die in den der Mieterhö-
hungserklärung beigefügten Beiblättern ausgewiesene 
AfA von 1,5152 % der Gesamtbausumme zu Recht an-
gesetzt habe, sei (allein) eine Frage der materiellen Be-
rechtigung des Erhöhungsverlangens. 

Zustimmungsverlangen
Der Vermieter ist berechtigt, innerhalb eines Mieter-
höhungsverfahrens nach §§ 558 ff. BGB sein formell 
ordnungsgemäßes vorprozessuales Erhöhungsverlan-
gen (§ 558 a BGB) nachträglich – etwa mit Erhebung 
der Zustimmungsklage – zu ermäßigen. Einer noch-
maligen – den Lauf der in § 558 b Abs. 1, 2 BGB ge-
regelten Fristen von Neuem auslösenden – Erklärung 
und Begründung nach § 558 a BGB bedarf es hierfür 
nicht. 
BGH vom 6.4.2022 – VIII ZR 219/20 – 

 Langfassung im Internet

Mit Schreiben vom 10. Oktober 2018 forderte die Ver-
mieterin die Mieter auf, einer Erhöhung der Nettokalt-
miete ab dem 1.1.2019 um 65,68 Euro auf insgesamt 
monatlich 556,37 Euro zuzustimmen. Den Erhöhungs-
betrag ermittelte die Vermieterin anhand aus ihrer Sicht 
vorhandener positiver Wohnwertmerkmale. Die Mieter 
stimmten der Mieterhöhung nicht zu.
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Die Vermieterin erhob daraufhin Zustimmungsklage. 
Mit ihrer Klage begehrte die Vermieterin nunmehr ledig-
lich noch die Verurteilung der Mieter zur Zustimmung 
zu einer Erhöhung der monatlichen Nettokaltmiete um 
45,62 Euro auf 536,31 Euro.
Die Mieter meinten, die Vermieterin habe das ursprüngli-
che Erhöhungsverlangen in der Klage nicht einseitig ermä
ßigen dürfen, weil die Ermäßigung ein neues Angebot 
darstelle, das die Zustimmungs- und Überlegungsfristen
neu beginnen lasse. Es fehle daher an einem ordnungs-
gemäßen Verlangen nach § 558 a BGB.
Amts- und Landgericht gaben der Klage der Vermieterin 
statt. Der BGH bestätigte die Instanzgerichte.
Die Ansicht der Mieter, der Umstand, dass die Vermiete-
rin mit ihrer Klage eine gegenüber dem vorherigen Ver-
langen reduzierte Mieterhöhung begehre, führe – da der 
Vermieter gemäß § 145 BGB an seinen in dem (vorge-
richtlichen) Erhöhungsverlangen enthaltenen Antrag auf 
Abschluss eines Änderungsvertrags gebunden sei – da-
zu, dass es an einem ordnungsgemäßen Verlangen nach 
§ 558 a BGB fehle, treffe nicht zu.
Zwar seien die allgemeinen Vorschriften über den Ab-
schluss von Verträgen (§§ 145 ff. BGB) im Mieterhö-
hungsverfahren nach §§ 558 ff. BGB grundsätzlich an-
wendbar. Denn bei dem Erhöhungsverlangen handele es 
sich um einen Antrag (§ 145 BGB) auf Abschluss eines 
Änderungsvertrags. Jedoch seien die Bestimmungen der 
§§ 558 ff. BGB als spezialgesetzliche Regelungen vor-
rangig vor den §§ 145 ff. BGB anzuwenden, soweit sie 
das Erhöhungsverfahren abweichend regelten. 
Nach nahezu einhelliger und zutreffender Auffassung 
sei es dem Vermieter gestattet, das Erhöhungsverlan-
gen auch noch nach dessen Wirksamwerden (§§ 130 
ff. BGB) vollständig oder teilweise zurückzunehmen. 
Eine erneute Erklärung und Begründung des Verlangens 
nach § 558 a BGB sei dafür im Fall der Ermäßigung der 
verlangten Erhöhung – anders als im Fall einer vom Ver-
mieter beabsichtigten Erweiterung seines Erhöhungsver-
langens – nicht erforderlich. 
Die gesetzliche Gestaltung des Mieterhöhungsverfah-
rens nach §§ 558 ff. BGB zeige, dass der Gesetzgeber 
von einer (betragsmäßigen) Teilbarkeit des Erhöhungs-
verlangens des Vermieters ausgegangen sei, mit der 
auch Abweichungen von den allgemeinen Regelungen 
der §§ 145 ff. BGB einhergingen.
So berechtige die Vorschrift des § 558 b Absatz 1 BGB 
den Mieter abweichend von § 150 Absatz 2 BGB, wo-
nach eine Annahme unter Einschränkungen als Ableh-
nung verbunden mit einem neuen Antrag gelte, der 
geforderten Mieterhöhung nur zum Teil zuzustimmen. 
Mache der Mieter hiervon Gebrauch, werde die Miet-
erhöhung mit seiner (Teil-)Zustimmung entsprechend 
anteilig wirksam mit der Folge, dass der Vermieter ge-
mäß § 558 b Absatz 2 BGB lediglich noch hinsichtlich 
des überschießenden Mieterhöhungsverlangens auf 
 Zustimmung des Mieters klagen könne.
Ebenso könne das Gericht, wenn es infolge einer un-
terbliebenen oder nur teilweise erteilten Zustimmung 
des Mieters zu der begehrten Erhöhung zur Erhebung 
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einer Zustimmungsklage komme, dem (restlichen) Er-
höhungsverlangen auch nur teilweise stattgeben. Denn 
das Verlangen des Vermieters nach Zustimmung zu einer 
bestimmten Mieterhöhung enthalte schon begrifflich 
immer auch das Verlangen nach einer betragsmäßig 
niedrigeren Anhebung der Miete.
Spiegelbildlich könne der Vermieter sein Erhöhungsver-
langen abweichend von § 145 BGB nachträglich ermä-
ßigen, ohne dass dies als neues Erhöhungsverlangen an  -
zusehen wäre, das seinerseits den Anforderungen von 
§  558 a BGB entsprechen müsse und den Lauf der Zu-
stimmungsfristen erneut auslöste.
Schützenswerte Belange des Mieters stünden diesem 
Verständnis der genannten Vorschriften des Mieterhö-
hungsverfahrens nicht entgegen. Da die Mieterhöhung 
nach §§ 558 ff. BGB im Ergebnis eine Vertragsänderung 
zu Lasten des Mieters darstelle, wirke sich eine (teilwei-
se) Rücknahme des Erhöhungsverlangens grundsätzlich 
zu seinen Gunsten aus. 

Gemietete Rauchmelder
Bei den Kosten für die Miete von Rauchwarnmeldern 
handelt es sich nicht um sonstige Betriebskosten im 
Sinne von § 2 Nr. 17 BetrKV, sondern, da sie den Kosten 
für den Erwerb von Rauchwarnmeldern gleichzusetzen 
sind, um betriebskostenrechtlich nicht umlagefähige 
Aufwendungen. 
BGH vom 11.5.2022 – VIII ZR 379/20 – 

 Langfassung im Internet

Im Mietvertrag fand sich folgende Regelung: „Die Ver-
mieterin ist unter Beachtung des Grundsatzes der Wirt-
schaftlichkeit berechtigt, für zukünftige Abrechnungs-
zeiträume zusätzlich zu den oben genannten Kosten 
auch solche Betriebskosten gem. Anlage 3 zu § 27 der 
Zweiten Berechnungsverordnung (oder einer entspre chen-
den Nachfolgeregelung) nach billigem Ermessen auf 
den Mieter umzulegen und mit diesem abzurechnen, 
die derzeit nicht anfallen, aber später entstehen oder 
zukünftig vom Gesetzgeber neu eingeführt werden.“
Die vom Vermieter für die Jahre ab 2016 erstellten Be-
triebskostenabrechnungen wiesen jeweils – anteilig nach 
der entsprechenden Wohnfläche auf die Mieter umge-
legte – Kosten für die „Miete + Wartung Rauchmelder“ 
aus. Dabei entfiel für die Miete der Rauchwarnmelder 
im Jahr 2016 ein Betrag von 9,74 Euro und in einem 
weiteren Jahr ein Betrag von 9,88 Euro auf den Mieter.
Über die Zulässigkeit der Abwälzung als Betriebskosten-
position wurde schließlich vor Gericht gestritten. Der 
BGH entschied letztlich wie aus dem Leitsatz ersichtlich 
und begründete wie folgt:
Die Umlagefähigkeit der in Rede stehenden Betriebs-
kosten richte sich vorliegend nach der Betriebskosten-
verordnung (BetrKV). 
Aufwendungen, die – wie die Mietkosten für Rauch-
warnmelder – nicht unter den in § 2 Nr. 1 – 16 BetrKV 
enthaltenen Betriebskostenkatalog fielen, könnten allen-
falls als „sonstige Betriebskosten“ (§ 2 Nr. 17 BetrKV) 
umlagefähig sein. Die Regelung in § 2 Nr. 17 BetrKV sei 
als Auffangtatbestand konzipiert und erfasse Aufwen-
dungen des Vermieters, die der allgemeinen Definition 
in § 1 BetrKV entsprächen, aber entweder wegen ihrer 
geringen praktischen Bedeutung nicht in den Katalog 
des § 2 Nr. 1 – 16 BetrKV aufgenommen wurden oder 
dort nicht genannt werden konnten, weil sie aufgrund 
neuartiger technischer Entwicklungen zum Zeitpunkt 
des Erlasses der Verordnung noch nicht absehbar waren 
und erst später entstanden seien. 
Sonstige Betriebskosten müssten nach Art, Umfang, 
Sinn und Zweck daher mit den in § 2 Nr. 1 – 16 BetrKV 
im Einzelnen aufgeführten Betriebskosten vergleichbar 
sein.
Gemessen daran handele es sich bei den – in § 2 Nr. 1 
– 16 BetrKV nicht aufgeführten – Kosten für die Miete 
von Rauchwarnmeldern nicht um umlagefähige Be-
triebskosten im Sinne von § 2 Nr. 17 BetrKV.
Denn Kosten für die Miete von Rauchwarnmeldern fie-
len ausschließlich dann an, wenn der Vermieter sich da-
zu entschließe, die in der Mietwohnung zu installieren-
den Rauchwarnmelder nicht zum Eigentum zu erwerben, 
sondern sie stattdessen anzumieten. 
Es ließe sich aber mit dem in den Gesetzesmaterialien 
eindeutig zum Ausdruck gebrachten Willen des Verord-
nungsgebers, dass Kosten für die Anschaffung von Be-
triebsmitteln grundsätzlich nicht zu den umlagefähigen 
Betriebskosten gehörten (vgl. BR-Drucks. 568/03, S. 29), 
nicht vereinbaren, wenn man die – vom Vermieter an-
statt eines Erwerbs gewählte – Miete von Rauchwarn-
meldern demgegenüber als umlagefähige (sonstige) 
Betriebskosten einordnete. Denn das bedeutete im Er-
gebnis, dass dem Vermieter ein Weg eröffnet würde, auf 
einfache Weise – nicht nur im Fall der Ausstattung einer 
Wohnung mit Rauchwarnmeldern, sondern auch in an-
deren Fällen, in denen er das Mietobjekt mit bestimm-
ten Einrichtungen zu versehen hätte – die im Grundsatz 
ihm zugewiesene Belastung mit Anschaffungskosten zu 
umgehen, indem er die allein ihm obliegende wirtschaft-
liche Entscheidung zugunsten einer Miete anstatt eines 
Kaufs des fraglichen Betriebsmittels träfe.
Die Umlegbarkeit ergebe sich auch nicht daraus, dass 
in § 2 Nr. 2, 4, 5, 6 und 15 BetrKV vereinzelt die Kosten 
der Anmietung bestimmter Geräte wie Wasserzähler be-
ziehungsweise das Nutzungsentgelt hierfür als umlage-
fähig genannt würden. Dies seien Ausnahmeregelungen, 
die nicht auf die Anmietung anderer technischer Einrich-
tungen ausgedehnt werden könnten. Der Grundsatz, 
dass die Kosten für die Anschaffung von technischen 
Einrichtungen für das Mietobjekt keine Betriebskosten 
darstellten, sei nicht dadurch zu umgehen, dass der Ver-
mieter die Einrichtungen nicht kaufe, sondern miete.
Auch daraus, dass der Vermieter die Kosten für den Er-
werb von Rauchwarnmeldern im Wege einer Moderni-
sierungsmieterhöhung nach §§ 559 ff. BGB auf die Mie-
ter umlegen könne, führe nicht zu einer Umlagefähigkeit 
als Betriebskosten. Modernisierungskosten und Betriebs-
kosten stellten zwei verschiedenartige Regelungsberei-
che dar.
MieterMagazin 9/2022
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Service
Beratungszentren
des Berliner Mietervereins
Wir freuen uns auf Ihren Besuch in den zentral gelegenen Be-
ratungszentren des Berliner Mietervereins. Zur Beratung bitte 
immer auch den Mitgliedsausweis und den Mietvertrag mit-
bringen. Wir bitten um Verständnis, dass aus organisatorischen 
Gründen eine Beraterauswahl nicht immer erfolgen kann.
Beratungs-
zentrum

 Frankfurter 
Allee in der 
Frankfurter 

Allee 85

Reinickendorf Pankow

Lichten-
berg

Marzahn-
Hellersdorf

Treptow-KöpenickNeukölln
Steglitz-Zehlendorf

Charlottenburg-
Wilmersdorf

Spandau Mitte

Friedrichshain-
Kreuzberg

Tempelhof-
Schöneberg

Beratungszentrum 

Hermannplatz
Hobrechtstraße 28 (Laden, 
zwischen Lenau- und Pflügerstraße) 

 Zugang im EG rollstuhlgerecht
u Hermannplatz (600 m) 
u Schönleinstaße (350 m)

Beratungszentrum 

Walther-Schreiber-Platz
Rheinstraße 44

  Zugang über Fahrstuhl 
rollstuhlgeeignet (Stufe 5 cm)
u Walther-Schreiber-Platz
i Feuerbachstraße

Beratungszentrum 

Wilmersdorfer Straße
Zillestraße 81 (Laden),
nahe Wilmersdorfer Straße

  Zugang im EG bedingt 
rollstuhlgeeignet (Stufe 18 cm)
u Bismarckstraße (U 2 und U 7)

Beratungszentrum 

Altstadt Spandau
Mönchstraße 7 (Laden), 
nahe Markt

  Zugang im EG 
über mobile Rampe
u Altstadt Spandau 
u i Rathaus Spandau

Beratungszentrum 

Müllerstraße
Müllerstraße 135, nahe Seestraße 
(neben dem Kino Alhambra) 

 Zugang im EG über mobile 
Rampe (Stufe 10 cm)
u Seestraße

Beratungszentrum 

Bahnhofstraße Köpenick 
Bahnhofstraße 5 (Laden), 
nahe Seelenbinderstraße

  Zugang im EG bedingt 
rollstuhlgeeignet, mit Begleit-
person (Stufe 19 cm)
i Köpenick, Tram/Bus Bahnhof-
straße/Ecke Seelenbinderstraße

Beratungszentrum 

Frankfurter Allee
Frankfurter Allee 85

  Zugang rollstuhlgerecht 
(bitte klingeln, der Zugang er-
folgt begleitet über den Hof)
u i Frankfurter Allee
u Samariterstraße 

Beratungszentrum 

Schönhauser Allee
Schönhauser Allee 134 B

  Zugang im EG 
rollstuhlgerecht
u Eberswalder Straße 

Geschäftsstelle
Spichernstraße 1, 10777 Berlin
u Spichernstraße (U 3 und U 9)

  Zugang im EG rollstuhlgerecht
Rechtsberatung: Mo-Do 17-19 Uhr, 
Fr 15-17 Uhr, Sa 9-13 Uhr
 
Bitte beachten Sie
Schriftverkehr: Sollte nach Ihrem Gespräch in der Beratungsstelle 
juristischer Schriftverkehr mit Ihrem Vermieter oder Behörden er-
forderlich sein, wird Ihre Angelegenheit zur weiteren Bearbeitung 
an die Geschäftsstelle weitergeleitet.
Prozesskostenversicherung: Falls eine gerichtliche Auseinander-
setzung unvermeidlich ist, können die Leistungen der Rechts-
schutzversicherung in Anspruch genommen werden. Erforderlich 
ist jedoch zunächst die Beratung durch den Berliner Mieterverein 
und die Einhaltung der 3-monatigen Wartefrist nach Beitritt. Eine 
telefonische Beratung erfüllt diese Obliegenheitsverpflichtung 
nicht. Es gelten die Bedingungen der Prozesskostenversicherung.
Briefzustellung: Senden Sie Ihre Post bitte ausschließlich an die 
Geschäftsstelle, Spichernstraße 1, 10777 Berlin, da in den Bera-
tungszentren keine Zustellung möglich ist.
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 Öffnungszeiten 
	 Achtung: In der Geschäftsstelle andere 
 Öffnungs- und Beratungszeiten (siehe Seite 32)

J Spontan: Beratung ohne Terminvereinbarung
 Montag und Mittwoch von 10 bis 12 und 17 bis 
 Dienstag und Donnerstag von 17 bis 19 Uhr, 
 Freitag von 15 bis 17 Uhr, Samstag von 9 bis 13 Uhr 
J Beratung mit Terminvereinbarung
 Vielfältige Angebote von 9 bis 20 Uhr und am 
 Samstagvormittag. Vereinbaren Sie telefonisch
 Ihren persönlichen Termin.
 Servicetelefon: S 030-226  260
 Montag, Dienstag, Mittwoch von 9 bis 18.30 Uhr, 
 Donnerstag von 9 bis 19 Uhr, Freitag von 9 bis 17 Uhr,
 Samstag von 9 bis 13 Uhr

Spontan: Beratung ohne Terminvereinbarung

Servicetelefon: S 030-226 260

J Spontan: Beratung ohne Terminvereinbarung
Montag und Mittwoch von 10 bis 12 und 17 bis 
Dienstag und Donnerstag von 17 bis 19 Uhr, 
Freitag von 15 bis 17 Uhr, Samstag von 9 bis 13 Uhr 

J Beratung mit Terminvereinbarung
Vielfältige Angebote von 9 bis 20 Uhr und am 
Samstagvormittag. Vereinbaren Sie telefonisch
Ihren persönlichen Termin.
Servicetelefon: 

Aktuell keine Beratung ohne Terminvereinbarung
Corona-Prävention in den Beratungszentren 
und in der Geschäftsstelle: 
Aktuell keine Beratungen ohne Terminvereinbarung
Bitte vereinbaren Sie Ihren persönlichen Beratungstermin 
über unser Servicetelefon S	030-226  260.
Aktuelles zu den Beratungsangeboten finden Sie unter 
www.berliner-mieterverein.de 
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Service
Geschäftsstelle
Berliner Mieterverein e.V., Spichernstraße 1, 10777 Berlin 
u Spichernstraße (U 3, U 9), 
Bus 204 (Haltestelle U-Bhf. Spichernstraße), nächster i ist 
Zoologischer Garten (in 3 Minuten mit der U 9 erreichbar)

   Zugang im EG rollstuhlgerecht

S 030-226 260, Fax: 030-226 26-161, 
e

Öffnungszeiten (nicht Rechtsberatung):
Mo, Di, Mi 9-18.30 Uhr, Do 9-19 Uhr, Fr 9-17 Uhr, Sa 9-13 Uhr

Rechtsberatung (aktuell nur mit Terminvereinbarung, siehe unten): 
Mo, Di, Mi, Do 17-19 Uhr, Fr 15-17 Uhr, Sa 9-13 Uhr
Corona-Prävention: 
Auch in der Geschäftsstelle finden zurzeit keine Beratungen ohne Terminverein-
barung statt. Bitte vereinbaren Sie Ihren persönlichen Beratungstermin über unser 
Servicetelefon S	030-226  260. Weitere Infos: www.berliner-mieterverein.de 
gsstellen
Weitere Beratun
Die hier aufgeführten Beratungsstellen
sind wieder geöffnet. Bitte tragen Sie 
eine FFP-2-Maske. Abhängig von der 
Pandemiesituation kann es sein, dass 
einzelne Träger der Einrichtungen noch 
einen 3-G-Nachweis fordern. 
Nur in diesen „kleinen“ Beratungsstellen 
ist aufgrund der geringeren Besucherzah-
len auch eine Beratung ohne vorherige 
Terminvereinbarung möglich. Teilweise 
ist die Zahl der Personen, die sich gleich-
zeitig in den Räumen aufhalten können, 
sehr stark eingeschränkt. Stellen Sie sich 
also darauf ein, dass Sie gegebenenfalls 
vor der Einrichtung warten müssen.
Es kann nur eine Person pro Beratungs-
gespräch zugelassen werden.

 Auskünfte zur Zugänglichkeit und 
weitere Informationen über unser 
Servicetelefon S 030-226  260

Geöffnet sind: 

Lichtenberg
K	Mo 9-11 Uhr
Stadtteilzentrum Ikarus, 
Wandlitzstr. 13 
i Karlshorst
K	Di 17-19 Uhr
Nachbarschaftshaus im Ostseeviertel, 
Ribnitzer Straße 1 b, 
2. OG, Raum 204 
i Wartenberg

Marzahn-Hellersdorf
K	Mo 17-19 Uhr 
Kieztreff, Marzahner Promenade 38
i Marzahn, 
Tram/Bus Marzahner Promenade
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K	Do 17-19 Uhr
Stadtteiltreff Kompass, Kummerower Ring 42
u Kienberg/Gärten der Welt

Pankow 
K	Mi 17-19 Uhr 
Gemeindehaus Pankow, Breite Straße 38 
Tram Pankow Kirche

K	Do 17-19, Fr 14-16 Uhr 
Freizeithaus Weißensee, Pistoriusstraße 23
Bus 158, 255

Reinickendorf
K	Mi 17-19 Uhr
Familientreff Wittenau, 
Oranienburger Straße 204, 
Ecke Roedernallee
nahe u Wittenau (250 m Fußweg) 
und i Wittenau (400 m Fußweg)

Steglitz-Zehlendorf

K	Mi 17-19 Uhr
Mittelhof e.V., Königstraße 42-43
(hinter dem Rathaus)
i Zehlendorf 

Tempelhof-Schöneberg:
K	Mo 17-19 Uhr 
Evangelisches Gemeindehaus, 
Friedenstraße 20 
u Alt-Mariendorf

Treptow-Köpenick
K	Mi 16-18 Uhr
Villa Offensiv, 
Hasselwerderstraße 38-40

Weiter geschlossen bleibt: 

Mitte: Selbsthilfe-, Kontakt- und 
 Beratungsstelle, Perleberger Straße 44
Servicetelefon
für Auskünfte und 
     Terminvereinbarungen:    

 S 030-226 260
Mieterverein 
Online 
Im Internet erreichen Sie uns unter 
www.berliner-mieterverein.de

Infoblätter
Ob Mietvertrag, Betriebskostenabrech-
nung, Wohnungsmängel oder Mieterhö-
hung, der Mieterverein hält für Sie in der 
Hauptgeschäftsstelle und in den Beratungs-
zentren ein großes Angebot an Informa-
tionsblättern bereit. Alle Informationen 
auch im Internet abrufbar unter
www.berliner-mieterverein.de/
mietrecht/infoblaetter.htm 

Mein BMV
Ihre Anschrift, Ihre Kontoverbindung oder 
Ihr Nachname hat sich geändert? 
Sie möchten dem Berliner Mieterverein Än-
derungen bei dem Zweitmitglied mitteilen? 
Oder Sie möchten zukünftig die Online-
Ausgabe des MieterMagazin beziehen?
Wegen Anpassungsarbeiten auf unserer In-
ternetseite bitte Änderungen per Post oder 
per E-Mail kontakt@berliner-mieterverein.de 
mitteilen. Vielen Dank für Ihr Verständnis. 
Telefonberatung
Bei einfachen rechtlichen Fragen erhal-
ten Sie als Mitglied eine telefonische 
Kurzberatung – schnell und unbürokra-
tisch. Bitte halten Sie Ihre Mitglieds-
nummer bereit (siehe Adressfeld Ihres 
MieterMagazin) und beachten Sie, dass 
die Telefonberatung nicht eine umfang-
reiche Rechtsberatung ersetzen kann. 
Insbesondere, wenn sich aus Ihrer Ange-
legenheit ein Rechtsstreit ergeben soll-
te, ist der Besuch einer Beratungsstelle 
erforderlich. Die Obliegenheit für den 
Rechtsschutz wird mit der Telefonbera-
tung nicht erfüllt. Um Wartezeiten zu 
vermeiden, empfehlen wir, nicht direkt 
zu Beginn und am Ende der Beratungs-
zeit anzurufen.

Telefonische Kurzberatung: 
S 030-226 26-152
Montag bis Freitag von 13 bis 16 Uhr 
sowie Montag und Donnerstag 
von 17 bis 20 Uhr
MieterMagazin 9/2022
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Beratungsangebote rund um die Wohnung
Heizung 
und Heizkosten
Bei technischen Fragen zur Heizung und 
Heizanlage hilft Ihnen die Energieberatung 
des Berliner Mietervereins. Kompetente In-
genieure beraten Sie über energiesparende 
Modernisierungsmaßnahmen (auch durch 
Mieter) und bei mangelhafter Beheizung. 
Terminvereinbarung ist notwendig 
unter S 030-226 260:
Di 17-19 Uhr: Beratungszentrum 
Walther-Schreiber-Platz, Rheinstraße 44
Do 17-19 Uhr: Beratungszentrum 
Frankfurter Allee 85
Beratung aktuell nur mit Termin-
vereinbarung unter S 030-226 260 

Überprüfung des 
Fernwärmepreises
Die Berliner Firma SEnerCon überprüft für 
Mitglieder des BMV die Angemessenheit 
des Fernwärmepreises des von Ihnen be-
wohnten Gebäudes kostenfrei und unver-
bindlich. Einfach die Kopie der letzten Heiz-
kostenabrechnung des Vermieters (mit An-
gabe der geliefer ten Wärmemenge und des 
Baualters, gegebe nenfalls beim Vermieter 
erfragen) sowie nach Möglichkeit die Wär-
meabrechnung des Fernwärmelieferanten 
einsenden an: 
Berliner Mieterverein, z.H. Wibke Werner, 
Spichernstraße 1, 10777 Berlin

Beratung zu Sozialrecht 
und Miete
Beraten wird insbesondere zu Wohngeld, 
Wohnberechtigungsschein, Ansprüchen 
auf Mietsenkung und die Beschränkung 
von Modernisierungsumlagen für Mieter 
der städtischen Wohnungsbaugesellschaf-
ten sowie Kosten für die Unterkunft und 
Heizung im Rahmen der Grundsicherung 
für Arbeitssuchende und Sozialhilfeemp-
fangende.
Bitte vereinbaren Sie einen Termin. 
Servicetelefon S 030-226 260 

Corona-Prävention: 
Ob Energieberatung zu Heizung und 
Heizkosten, Sozialrechtsberatung, 
 Gewerbemieterberatung, Nutzer-/
Pächterberatung oder Mietrechts-
beratung für Künstler (siehe unten) – 
in jedem Fall ist derzeit eine Termin-
vereinbarung erforderlich.

Bitte vereinbaren Sie Ihren persön-
lichen Beratungstermin über unser 
Servicetelefon S	030-226  260.
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Mediation und 
Konfliktberatung
Bei Lärm durch Nachbarn und Auseinander-
setzungen mit Nachbarn oder Mitbewoh-
nern bietet der Berliner Mieterverein seinen 
Mitgliedern eine Beratung zum Umgang mit 
dem Konflikt und bei Bedarf ein Media tions-
verfahren zur einvernehmlichen Lösung des 
Problems an. Die Beratung/Mediation wird 
von einem Mediator (Konfliktvermittler) 
durchgeführt. Das Angebot ist für Mitglie-
der des Berliner Mietervereins kostenfrei.
K Telefonberatung und Kontakt: 
Do 17-18 Uhr, außerhalb dieser Zeiten 
ist ein Anrufbeantworter geschaltet: 
S 030 - 34 71 08 21; 
E-Mail-Anfragen: 
mediation@berliner-mieterverein.de

Mietrechtsberatung 
für Gewerbemieter
Nur mit telefonischer Termin-
vereinbarung unter S 030-226  260
Die Beratung findet statt:
K Charlottenburg
Do 17-20 Uhr
BMV-Beratungszentrum 
Zillestraße 81, nahe Wilmersdorfer Straße 
u Bismarckstraße
K Prenzlauer Berg
Mo 17-20 Uhr
BMV-Beratungszentrum 
Schönhauser Allee 134 B 
u Eberswalder Straße
K Wilmersdorf/Schöneberg
Fr 14-17 Uhr
BMV-Geschäftsstelle Spichernstraße 1 
u Spichernstraße

Schwerpunktberatung 
Nutzer/Pächter
K Hellersdorf
Do 17-19 Uhr
Stadtteiltreff Kompass, Kummerower Ring 42
u Neue Grottkauer Straße
K Treptow
Do 17-19 Uhr
Villa Offensiv, Hasselwerderstraße 38-40 
i Schöneweide

Hilfe zur Wohnungs-
abnahme/-übernahme
Zur persönlichen Unterstützung 
in Ab- und Übernahmeterminen 
empfiehlt der Ber liner Mieterverein 
folgende sach kundige Per sonen:
Dipl.Ing.Arch. Dietrich Eulitz,
S 030-294 31 07 oder S 0178 / 780 07 80
Dipl.Ing.Arch. Rüdiger Beer, 
S 030-20 98 92 65 oder S 0163 / 826 69 44
Kosten: 90 Euro pro Termin zuzüglich 
10 bis 40 Euro Fahrtkosten. Die Beauftra-
gung durch Sie erfolgt direkt an die oben 
genannten Personen. Gutachten und ju -
ristische Auskünfte sind nicht möglich. 
Bei Abnahme: Die Prüfung Ihrer miet-
vertraglichen Verpflichtung zu Schön-
heitsreparaturen sollte bereits vor der 
Wohnungsabnahme in einer unserer 
Beratungsstellen erfolgen. 

Gutachten – der BMV 
vermittelt Experten
Vielfach gibt es neben juristischen Fragen 
auch technische Probleme. Zur Beurteilung 
ist Sachverstand erforderlich. 
Mit den nachstehenden Gutachtern haben 
wir für Mitglieder des Berliner Mieterver-
eins günstige Konditionen vereinbart. 
Bitte besprechen Sie die konkreten Kosten 
vor einer Beauftragung. Darüber hinaus-
gehende Auskünfte und Beratungen sind 
telefonisch nicht möglich. Die Juristen des 
Berliner Mietervereins informieren Sie ger-
ne, ob in Ihrer Angelegenheit eine Begut-
achtung angezeigt erscheint.

Wir bieten Gutachten 
zu folgenden Themenbereichen:
K Wohnflächenberechnung
K Schönheitsreparaturen
K Feuchtigkeitsschäden 
durch schadhafte Abdichtungen
K Modernisierung: Mieterhöhungsprüfung 
aus bautechnischer Sicht
K Heizung/Warmwasser/Wärmedämmung
K Hausrat
K Wohnungsmängel 
auch bei Schimmelbelastung
K Schimmelpilzbewertung/-bestimmung 
ohne bauliche Ursachenbestimmung
K Geräuschmessung für technische Anlagen
K Elektrosmog/Mobilfunk
K Umweltchemie/Umwelttechnik/
Schadstoffanalyse
K Baubiologie (Elektrosmog, 
Schadstoffanalytik)
Die Gutachter finden Sie unter
www.berliner-mieterverein.de/
oder rufen Sie S 030-226 260 an.

Mietrechtsberatung 
für bildende Künstler
Jeden 1. und 3. Mittwoch im Monat 
von 17 bis 19 Uhr
Köthener Straße 44 (3. OG, BBK), 
Berlin-Kreuzberg, i Anhalter Bahnhof
in Zusammenarbeit mit dem Berufs-
verband Bildender Künstler in Ateliers, 
Gewerberäumen und Wohnungen
Bitte vereinbaren Sie einen Termin 
unter S 030-230 899-0 
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Service

Servicetelefon
für Auskünfte und 
     Terminvereinbarungen:    

 S 030-226 260
Zusatzangebote
Kooperationsangebote
für Mitglieder
Der Berliner Mieterverein hat mit den unten-
stehenden Einrichtungen Kooperationsab-
kommen geschlossen. Davon profitieren die 
Mitglieder. Bei Vorlage des Einzahlungsbe legs 
für den Mitgliedsbeitrag oder des ak tuellen 
MieterMagazin mit Namensaufdruck erhal-
ten Sie Ermäßigungen für Eintrittskarten.

Rabatt bei joycard – 
Berlin zum halben Preis 
150 Partner in der Gastronomie, bei Sport 
& Fun, Kultur & Kino, Wellness und Nightlife.
Für BMV-Mitglieder statt 59,95 Euro im 
ersten Jahr nur 25 Euro, Folgejahre 45 statt 
59,95 Euro; Gutscheincode: mieterverein; 
Bestellung: www.joycard.de, S 30 36 99 57 
 
Bildung und Kultur 
K Urania
www.urania-berlin.de, S 030-218 90 91 
K Distel Kabarett – 
Theater im Admiralspalast
www.distel-berlin.de, S 030-204 47 04 
K Kleines Theater 
www.kleines-theater.de, S 030-821 20 21 
K Labyrinth Kindermuseum 
www. kindermuseum-labyrinth.de 
S 030-800  93 11 50
Nützliches
K	Mietspiegel 
www.stadtentwicklung.berlin.de/
wohnen/mietspiegel, Senatsverwaltung 
für Stadtentwicklung, S 030-90 139 - 47 77
K	Betriebskostenspiegel 
www.stadtentwicklung.berlin.de/
wohnen/betriebskosten/
K	Heizspiegel
www.heizspiegel-berlin.de
K	Energiesparberatung
des BUND für Geringverdiener:
Termin unter S 030-78 79 00 60
K	Wohngeld 
www.stadtentwicklung.berlin.de/
wohnen/wohngeld/diwo.shtml
Rufnummern bei den Wohnungsämtern
K	Quartiersmanagement 
www.quartiersmanagement-berlin.de
Senatsverwaltung für Stadtentwicklung,
S 030-90 139 - 48 10
K	Sozialgipfel
www.berliner-sozialgipfel.de
K	Genossenschaftlich Wohnen
www.berliner-genossenschaftsforum.de
S 030-302 38 24
K	Lärmschutz 
www.stadtentwicklung.berlin.de/umwelt
Stiftung Warentest – Leseraktion Straßen-
lärm, 10773 Berlin, S 01 80 / 232 13 13
K	Wohnen im Alter 
Infotelefon beim  Pflegestützpunkt Berlin, 
Mo - Fr  9 - 18 Uhr: S 0800 - 59 500 59
www.hilfelotse-berlin.de
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K	Mietschulden/Wohnungsnotfälle 
Geschütztes Marktsegment/
Landesamt für Gesundheit und Soziales 
S 030-902 29 - 32 01 / 2 
www.berlin.de/lageso/soziales/
marktsegment/index.html 
Ambulante Dienste/GEBEWO 
S 030-480 98 191, Fax 030-480 98 192, 
AmbulanteDiensteNord@gebewo.de 
Ambulante Wohnhilfe Wedding/IB
S 030-490 00 99 0,  Fax 030-490 00 99 28, 
AWH-B-Wedding@internationaler-bund.de 
K	Verbraucherschutz
www.vz-berlin.de, www.test.de
Ehrenamtliches 
Engagement
Bezirksaktivengruppen
Wir, engagierte Mieter im Berliner Mieter-
verein, haben uns in Bezirksgruppen zu-
sammengeschlossen, um uns selbst aktiv 
für eine mieterfreundliche Wohnungs-
politik einzusetzen. Dazu gehört, 
K dass wir uns über das aktuelle Gesche-
hen im Bereich der Miet- und Wohnungs-
politik informieren; 
K dass wir unsere Mitmieter aufklären; 
K dass wir uns einfach zusammentun, 
um mit unseren Mietproblemen nicht 
allein zu sein.  

Wir würden uns freuen, 
wenn auch Sie kommen würden.

Kontakt zu den ehremamtlichen 
Bezirksaktivengruppen 
auch über Thomas Christel, 
Geschäftsstelle des BMV, 
christel@berliner-mieterverein.de 
S 030-226 26-144

Achtung: Derzeit finden überwiegend keine 
Treffen der Bezirksaktivengruppen statt. 
 Bitte erkundigen Sie sich vor einem Besuch 
bei den angegebenen Kontaktpersonen.

Charlottenburg-Wilmersdorf 
Bezirksleitung: Raphael Thieme, 
Fritz Peter Brost, Hans Huser
Treffen aktiver Mitglieder und interessier-
ter Mieter jeden 2. Dienstag eines Monat 
(Achtung: im September am 20.9.22) um 
18.30 Uhr im Haus am Mierendorffplatz, 
Mierendorffplatz 19
Friedrichshain-Kreuzberg 
Bezirksleitung: Gundel Riebe, 
Ralf Kießling, Wolfgang Wilms 
K Die Aktivengruppe trifft sich immer am 
2. Do jeden geraden Monats um 18 Uhr 
im Beratungszentrum Frankfurter Allee 85. 
K Kontaktmöglichkeiten zur Bezirksleitung: 
in den Treffen der Aktivengruppe
Lichtenberg
Kontakt über Thomas Christel, 
Geschäftsstelle des BMV 
christel@berliner-mieterverein.de 
S 030-226 26-144
Marzahn-Hellersdorf
Bezirksleitung: Peter Reuscher, Irina Neuber 
K Kontaktaufnahme ist in allen Marzahner 
und Hellersdorfer Beratungsstellen während 
der Beratungszeiten möglich
Mitte
Bezirksleitung: Thomas Suckow, 
Thomas Meißner, Theo Daniel Diekmann
S & Whats  App 0176 - 50 46 33 11 
(Mo-Sa 9 bis 19 Uhr, per SMS 
& WhatsApp auch sonntags), 
Mail: thomassuckow@yahoo.com 
Der offene Mitgliedertreff 
findet jeden  letz ten Samstag im Monat 
von 16 bis circa 18.15 Uhr statt. 
Ort: Stadtteilladen Krefelder Straße 1 A 
(nahe Kreuzung Alt-Moabit); 
bitte pandemiegerecht mit AHA-Regeln 
und medizinischer Maske  
Neukölln
Bezirksleitung: Jutta Hartmann, 
Wilhelm Laumann
Kontakt: bmv-neukoelln@freenet.de
K Die Aktivengruppe trifft sich 
jeden 3. Mo im Monat um 18.30 Uhr 
in der Richardstraße 5 
(Räume der Aktion Karl-Marx-Straße)
Pankow
Bezirksleitung: Aleksandar Perovic, 
Karin Kemner, Hans-Günther Miethe
K Treffen an jedem ersten Donnerstag im 
Monat um 18 Uhr im Platzhaus Teutobur-
ger Platz, gegenüber Zionskirchstraße 73 a 
Reinickendorf 
Bezirksleitung: Helmut Möller
K „Mittwochsrunde“ 
jeden 1. Mi im Monat ab 19 Uhr 
im Familientreff  Wittenau,  
Oranienburger Straße 204
Spandau
Alle Treffen: BMV-Beratungszentrum 
Altstadt Spandau, Mönchstraße 7
jeden Do 17-19 Uhr neben juristischer 
 Beratung: Betreuung der Mitglieder; 
Mietergemeinschaften; AG Modernisierung,
AG Privatisierung und Umwandlung:
Leitung: J. Wilhelm, 
S 030-331 52 20
Steglitz-Zehlendorf
Bezirksleitung: Barbara von Boroviczeny
Tempelhof-Schöneberg
Bezirksleitung: Heike Gläßer-Hübner, 
Karin Dewitz
Treptow-Köpenick
Bezirksleitung: Henry Baumfelder, 
Ilona Sechting, Rosemarie Wabner
K Treffen aktiver Mitglieder zum Erfahrungs-
austausch jeden 2. Donnerstag im Monat 
K Kontaktmöglichkeit in allen bezirklichen 
Beratungsstellen zu den ausgewiesenen 
Beratungszeiten
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Die Ratgeber des
Deutschen Mieterbundes

Die Broschüren können bezogen werden über den Online-
Shop des DMB-Verlages:  https://shop.mieterbund.de/

Viel Wissen ... 
 für wenig Geld

Energieverbrauchs- und
Heizkostenüberprüfung
bei Zentralheizungen
Heizkostenabrechnung einsenden!

(1) Wohnungen mit Gas-Etagenheizungen oder 
Einzelofenheizungen sowie Heiz an lagen in klei  -
neren Ge bäuden (weniger als 6 Woh nungen) 
sind nicht im Heizspiegel erfasst. Heizenergie-
verbräuche kön nen hier sehr stark schwanken, 
da der Ein fluss des Nutzers über wiegt. Eine ers-
  te Orientierung ist jedoch mög   lich. Die Ener  gie  -
klassen des Heizspiegels be zie hen sich grund -
 sätzlich auf Ver bräuche von Ge  bäuden, nicht 
von Wohnungen. Sehr auf schluss reich ist aller -
dings der Ver gleich mit Wohnungswerten.
(2) Die Klasse B sollte nach der gel tenden Wär -
 meschutzverordnung von 1995 erreicht werden. 

Gesetzlich vor geschrieben ist ein er rechneter Be -
 darfswert, nicht die hier ermit tel te Ver brauchs-
klasse.
(3) Diese Klassen können zu B und C ver bes sert 
werden, indem z.B. Brennwerttechnik, eine gute 
Heizungs regelung, Außen wand däm mung und 
Wärmeschutzverglasung genutzt wer den.
(4) Die Gebäude dieser Klassen zeichnen sich oft 
durch veraltete Heizungsanlagen und schlechte 
Bausubstanz aus. Instandsetzung und Sanierung 
sind in der Regel erforderlich. Eine Überprüfung 
der Ab rechnung, der Haus technik und der Ge  -
bäudesubstanz sollte hier unbedingt er folgen. 

Berliner Heizspiegel
Heizenergiespiegel in kWh pro m2 und Jahr

 
Plattenbau  (1) Mauerwerksbau  (1) 

Klasse, Klasse,
 die mindestens erzielt die mindestens erzielt
niedriger Verbrauch werden sollte für: werden sollte für:

 Neubau ab 1995 (2) Neubau ab 1995 (2)

 Baujahr ab 1973 (3) Baujahr ab 1984 (3)

 Baujahr bis 1972 (3) Baujahr bis 1983 (3)

 Handlungsbedarf (4)

 dringender Handlungsbedarf (4)

sehr hoher Verbrauch 

 0-50 A

 50-100 B

 100-150 C

 150-200 D

 200-250 E

 250-300 F

 über 300 G



Der Berliner Mieterverein e.V. bietet seinen Mitgliedern gemäß Berliner Heiz-
   spiegel/HeizEnergieCheck eine kostenlose Über prüfung des Energieverbrauchs 
und der Energiekosten bei zentralbeheizten Gebäuden (mit mindestens sechs 
Mietparteien) an. Mit dem Berliner Heizspiegel/HeizEnergieCheck kön nen Ener-
gieverbrauch und Kos ten mit anderen Gebäuden in Berlin verglichen werden. 
Die vom Energiespar be ratungsbüro KEBAB für den Senat ermittelten Energie-
verbrauchskennwerte wurden in sie ben Klassen (A-G) eingeteilt, analog des 
Eurolabels für Haushaltsgeräte. 
Zur Bewertung von Verbrauch und Kosten in Ihrem Wohngebäude benötigen 
wir von Ihnen mindestens eine Heizkostenabrechnung (besser: auch die des 
Vorjahres) mit Angabe der gelieferten Wärmemenge (wichtig!), des Bau alters 
des Wohngebäudes und falls auf der Abrechnung nicht vermerkt der Art des 
Energieträgers (Gas, Öl) beziehungsweise der Art der Versorgung (Fernwärme, 
Contracting). Sie erhalten einen Verbrauchsausweis mit Erläu terungen.
Wurde für das von Ihnen bewohnte Gebäude nach Heizspiegel ein (dringender) 
Handlungsbedarf ermittelt, dann kann der Berliner Mieterverein für Sie tätig 
werden und den Gebäudeeigentümer mit der Diagnose konfrontieren. 
Achtung: Sollten in Folge der Diagnose energiesparende Modernisierungen 
von Seiten des Vermieters durchgeführt werden, kann es zur Überschreitung 
der bisherigen Warmmiete kommen. Die Überprüfung von Energieverbrauch 
und -kosten beinhaltet ausdrücklich keine Rechtsberatung.

Bitte senden Sie Ihre Heizkostenabrechnungen an:
Berliner Mieterverein e.V., – Heizspiegelüberprüfung –
Spichernstraße 1, 10777 Berlin

MARKTPLATZ

Mietminderung  
bei Wohnungsmängeln

Was muss beachtet werden, 
wenn die Miete aufgrund von 
Mängeln gekürzt werden soll? 
Mit aktueller Gesetzgebung, 
Rechtsprechung und zahlrei-
chen Musterschreiben.

Ulrich Ropertz, DMB
in Kooperation mit Ver-
braucherzentrale NRW
208 Seiten, 
11,90 Euro

Was ich als Mieter  
wissen muss

Dieser Ratgeber stellt 
Rechte und Pflichten 

bei Wohnmietverhältnissen 
vor – ein Standardwerk 

für alle Mieter.

Dilip D. Maitra in Koope-
ration Verbraucherzentrale 

NRW und DMB.
380 Seiten,
16,90 Euro

Tipps zum Mietvertrag 
für Mieter – Fallen ver-
meiden, Vorteile nutzen

Dieser Ratgeber gibt dem 
künftigen Mieter Hinweise, 
worauf beim Abschluss  eines 
Mietvertrages zu achten ist. 
Die Erläuterungen werden 
ergänzt durch praktische 
Tipps und Rechenbeispiele.

48 Seiten,
5,90 Euro
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